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DEUTSCHLAND WISSENSCHAFT

Honorierung von Umweltleistungen der Landwirtschaft in der EU-Agrarpolitik 

auf Basis des Konzepts „Gemeinwohlprämie“

Thünen-Institut legt Ergebnisse einer Verwaltungsbefragung vor - Verwaltungsaufwändige GAP-Vorgaben zum Monitoring und zur 
Evaluierung als entscheidende Hürde zur Umsetzung der DVL-Gemeinwohlprämie - InVeKos geeignet für Gemeinwohlprämien-
Parameter, die schon jetzt für Mittelbeantragung in der Ersten Säule benötigt werden - Parameter nachschärfen

Nachfolgend veröff entlichen wir den Bericht „Honorierung von 
Umweltleistungen der Landwirtschaft in der EU-Agrarpolitik auf 
Basis des Konzepts ‚Gemeinwohlprämie‘: Ergebnisse einer Verwal-
tungsbefragung“, den das Thünen-Institut für Ländliche Räume 
erarbeitet hat. Der Bericht ist Bestandteil des Forschungsprojekts 
„Gemeinsame Agrarpolitik: Öff entliches Geld für öff entliche 
Leistungen - Weiterentwicklung eines Modells zur Honorierung von 
Umweltleistungen der Landwirtschaft in der Agrarpolitik (GAP)“. 
Im Mittelpunkt der Thünen-Studie steht die Frage, wie sich das vom 
Deutschen Verband für Landschaftspfl ege (DVL) entwickelte 
Modell der „Gemeinwohlprämie“ umsetzen ließe. Dazu wurden 
Interviews in verschiedenen Agrarverwaltungen der Bundesländer 
durchgeführt und ausgewertet. Entscheidende Hürde für die Um-
setzung sind danach GAP-Vorgaben zum Monitoring und zur Eva-

luierung, die einen hohen Verwaltungsaufwand bei der Gemeinwohl-
prämie verursachen könnten. Daneben geht aus der Analyse hervor, 
dass sich im Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem (In-
VeKos) vor allem solche Parameter der DVL-Gemeinwohlprämien 
abbilden lassen, die bereits jetzt für die Beantragung der Mittel in der 
Ersten Säule benötigt werden. Um dem Rechnung zu tragen und den 
Verwaltungsaufwand zu senken, schlagen die Braunschweiger Wis-
senschaftler vor, einzelne Parameter der Gemeinwohlprämie nach-
zuschärfen. Gleichzeitig seien jedoch nur bestimmte Maßnahmen 
für eine Umsetzung im Rahmen von Maßnahmen geeignet, die wie 
die Förderprogramme der Zweiten Säule auf Freiwilligkeit beruhen. 
Das DVL-Modell stammt von 2014 und wird seitdem stetig weiter-
entwickelt. Die in der Thünen-Untersuchung betrachtete Prämie 
des DVL entspricht dem Stand von Ende 2018.  AgE
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Zusammenfassung
Der Deutsche Verband für Landschaftspflege (DVL) hat 2014 
ein Modell entwickelt, das eine stärkere Umweltorientierung der 
Agrarzahlungen bewirken soll (Neumann und Dierking, 2014). 
Dieses Modell firmiert unter dem Schlagwort „Gemeinwohlprä-
mie“ und wird seitdem kontinuierlich weiterentwickelt. Das 
Modell der Gemeinwohlprämie basiert auf einem mehrstufigen 
Punktesystem. Durch die Umsetzung bestimmter Umweltmaß-
nahmen (wie beispielsweise Blühflächen oder Verzicht auf che-
mische Pflanzenschutzmittel) auf den Betriebsflächen kann der 
Betrieb Zahlungen je Hektar Betriebsfläche generieren. Basie-
rend auf dem Thünen-Institut für Ländliche Räume bis zum 
Herbst 2018 zur Verfügung gestellten Maßnahmenvorschlägen 
wurden leitfaden-gestützte Interviews in verschiedenen Agrar-
verwaltungen der Bundesländer durchgeführt. Im Zentrum stand 
die Frage, ob und mit welchem Aufwand sich die Parameter mit 
im Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (InVeKoS) 
hinterlegten Informationen tatsächlich abbilden lassen, da dies 
eine notwendige Bedingung für die Anwendbarkeit des Modells 
ist.

Als Ergebnis kann festgehalten werden, dass sich im In-
VeKoS vor allem solche Parameter der Gemeinwohlprämien 
abbilden lassen, die bereits jetzt für die Beantragung der Mit-
tel in der Ersten benötigt werden. Um die Parameter der Ge-
meinwohlprämie abbilden zu können, muss die Verwaltung 
einige Herausforderungen bewältigen, die nicht im Zusam-
menhang mit dem neuen Modell stehen. So sind zum Beispiel 
nach den Angaben einzelner Bundesländer zum Teil die bis-
her hinterlegten Maßstäbe zur Einteilung der Kulissen (zum 
Beispiel für organische Böden) nicht hinreichend auf das In-
VeKoS-System, das heißt die antrags- und förderrelevanten 
landwirtschaftlichen Parzellensysteme (wie zum Beispiel der 
Feldblock), abgestimmt und übertragen. Ebenfalls wird ein 
bundeseinheitliches Verfahren für die „Grenzziehung“ die 
Verwaltung vor Herausforderungen stellen. Orientiert man 
sich zum Beispiel an der Einheit einer Gemeinde, liegen die-
sem Verwaltungskonzept je nach Bundesland sehr unter-
schiedliche Flächengrößen zugrunde. Die Gemeinwohlprä-
mie wird vor allem dann zu einem ökologischen Mehrwert im 
Vergleich zum Status Quo führen, wenn die Mitnahmeeffekte 
aufgrund der Selbstselektion der Teilnehmer möglichst ge-
ring sind. Vor diesem Hintergrund sollten einzelne Parameter 
der Gemeinwohlprämie nachgeschärft werden. Da die ange-
botenen Maßnahmen auf Freiwilligkeit basieren, werden sie 
in der Regel nur dann umgesetzt, wenn die Förderhöhe den 
ökonomischen Verlust, der mit der Umsetzung der Maßnah-
me verbunden ist, mindestens ausgleicht. Vor diesem Hinter-
grund eignen sich nur bestimmte Maßnahmen für eine Umset-
zung im Rahmen von Instrumenten, die auf Freiwilligkeit 
beruhen (Dies gilt insbesondere dann, wenn man die Förder-
maßnahme nur mit hohem administrativem Aufwand durch-
führen kann). Nicht jede Herausforderung, die die Gemein-
wohlprämie im Verwaltungssystem bewältigen muss, steht in 
einem Ursachenzusammenhang mit der Prämie. Oft sind die-
se Herausforderungen schon im bestehenden System vorhan-
den. Eine entscheidende Hürde für die Umsetzung von Ge-
meinwohlprämie-Parameter im Kontext der gemeinsamen 
Europäischen Agrarpolitik sind die Vorgaben zum Monito-
ring und zur Evaluierung, die möglicherweise einen hohen 
Verwaltungsaufwand bei der Umsetzung einer Gemeinwohl-
prämie verursachen können. Unsere Beurteilung der Gemein-
wohlprämie-Parameter ist daher in die folgenden Bereiche 
eingeteilt: „Spezifische Herausforderungen der Gemeinwohl-
prämie“, „Herausforderungen im Kontext der GAP-Strategie-
planverordnung“ und „Allgemeine Verwaltungsherausforde-
rungen“.

1 Hintergrund
Der Deutsche Verband für Landschaftspflege (DVL) hat 2014 
ein Modell entwickelt, das eine stärkere Umweltorientierung der 
Agrarzahlungen bewirken soll (Neumann und Dierking, 2014). 
Dieses Modell firmiert unter dem Schlagwort „Gemeinwohlprä-
mie“ und wird seitdem kontinuierlich weiterentwickelt (Neu-
mann et al., 2015; Dierking et al., 2017). Vor dem Hintergrund 
der Legislativvorschläge der EU-Kommission vom Juni 2018 zu 
einer stärkeren Zielorientierung der GAP wird das Modell inten-
siver diskutiert, da es aufgrund seiner strukturellen Merkmale 
(zum Beispiel einjähriger Verpflichtungszeitraum, keine Orien-
tierung der Zahlung am Kostenausgleich) zu dem im Legislativ-
vorschlag genannten Instrument der Eco-Schemes passen könn-
te. Das Thünen-Institut für Ländliche Räume untersuchte im 
Rahmen eines Forschungs- und Entwicklungsprojektes des Bun-
desamtes für Naturschutz (BfN), gefördert mit Mitteln des Bun-
desministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit (BMU), inwieweit das für Schleswig-Holstein entwickelte 
Modell in anderen Bundesländern umgesetzt werden könnte. 
Der Schwerpunkt lag hierbei nicht auf inhaltlichen Aspekten, 
sondern auf Fragestellungen, die eine mögliche verwaltungs-
technische Umsetzung im Rahmen des Integrierten Verwal-
tungs- und Kontrollsystems (InVeKoS) der Bundesländer betref-
fen. Insbesondere ging es darum, auch Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede zwischen Bundesländern herauszuarbeiten. Im 
Zentrum stand die Frage, ob, inwieweit und mit welchem Auf-
wand sich die Parameter der Gemeinwohlprämie mit den im 
InVeKoS hinterlegten Informationen tatsächlich abbilden las-
sen, da dies eine notwendige Bedingung für die Anwendbarkeit 
des Modells ist.

Die Gemeinwohlprämie fokussiert sich auf Leistungen der 
Landwirtschaft im Bereich der öffentlichen Güter Biodiversität 
sowie Gewässer- und Klimaschutz. Das der Gemeinwohlprämie 
zugrundeliegende Bewertungssystem orientiert sich an folgen-
den Anforderungen an ein künftiges EU-Agrar-Zahlungssystem:

• öffentliches Geld effektiver in messbare öffentliche Leis-
tungen der Landwirtschaft zu lenken,

• bürokratische Vereinfachungen für Landwirtschaft und Ver-
waltung zu erwirken,

• die unternehmerische Entscheidungsfreiheit von Landwir-
tInnen zu bewahren,

• ökonomische Anreize und zusätzliche Motivation bei Land-
wirtInnen für die Erbringung von Gemeinwohlleistungen zu 
schaffen.

Kontextspezifische Maßnahmen des Arten- und Biotopschutzes 
werden nicht über das Punktesystem honoriert. Daher stellt sich 
die Frage, wie die Abgrenzung zu diesen, bisher vor allem im 
Rahmen der Zweiten Säule oder spezieller Länderprogramme 
umgesetzten Maßnahmen erfolgen soll und wie mit einer evtl. 
bestehenden unzulässigen Doppelförderungsproblematik umge-
gangen werden soll. Zur Überprüfung der Übertragbarkeit des 
Modells zur Erhebung der Gemeinwohlprämie wurden Exper-
teninterviews mit VerwaltungsvertreterInnen in den Bundeslän-
dern Sachsen, Baden-Württemberg, Brandenburg, Niedersachen 
und Schleswig-Holstein durchgeführt. Diese Bundesländer un-
terscheiden sich deutlich im Hinblick auf den Aufbau ihrer In-
VeKoS-Systeme und der vorhandenen Verwaltungskapazitäten.

Kapitel 2 beschreibt kurz die gewählte Untersuchungsmethodik. 
Danach stellen wir knapp die allgemeine Diskussion zu den Eco-
Schemes dar, da diese den Hintergrund bildet, vor dem die Be-
fragung durchgeführt wurde (Kapitel 3). Bei den Diskussionen 
in Kapitel 3 handelt es sich somit nicht um Aspekte, die sich in 
Form einer positiven oder negativen Auswirkung explizit aus der 
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Gemeinwohlprämie ergeben. Teilweise sind die in diesem Kapi-
tel angesprochenen Punkte im bisherigen Fördersystem schon 
vorzufinden. Für die zukünftige Gestaltung der Gemeinwohlprä-
mie sind die angesprochenen Punkte jedoch relevant und sollten 
für eine weitere Ausgestaltung berücksichtigt werden. Darauf 
folgend stellen wir die Ergebnisse zu den einzelnen Parametern 
der Gemeinwohlprämie und deren Umsetzung dar (Kapitel 4). 
Im Januar 2019 hat der DVL basierend auf Zwischenergebnissen 
die Parameter der Gemeinwohlprämie neu zusammengestellt. In 
tabellarischer Form fassen wir die Ergebnisse der Befragung für 
diese Parameter zusammen, und in einer zweiten Tabelle führen 
wir auf, welche Parameter der Gemeinwohlprämie in den Bun-
desländern bereits angewendet werden. Die Tabellen befinden 
sich zusammen mit einer Übersicht der InterviewpartnerInnen 
und des leitfadengestützten Interviewbogens im Anhang.

Hinweis: Die Gemeinwohlprämie hat sich seit dem ersten Vor-
schlag 2014 stetig weiterentwickelt (Neumann und Dierking, 
2014; Neumann et al., 2015; Dierking et al., 2017; DVL, 2017). 
Die folgenden Ergebnisse wurden auf Basis des bis Ende 2018 
erstellten Parameter-Sets (siehe Tabelle A3 im Anhang) des 
DVL aufbereitet. Die Gesetzeslage, aufgrund welcher in den 
geführten Interviews Aussagen getroffen werden, entspricht - 
sowohl auf europäischer als auch auf nationaler Ebene - eben-
falls dem Stand vom Dezember 2018. Im Rahmen dieses F+E-
Projektes wurde die Gemeinwohlprämie im Jahr 2019 durch 
den DVL auf Basis erster Zwischenergebnisse dieser Studie 
erneut angepasst (DVL, 2019). Die im Rahmen dieser Anpas-
sung vorgelegten Parameter wurden in der Übersicht zu der 
Bewertung der Bundesländer in der Tabelle A1 im Anhang 
bereits berücksichtigt. Ebenso wurden diese Parameter für den 
Abgleich der Gemeinwohlprämie mit den aktuellen EPLR-
Plänen der Bundesländer in der Tabelle A2 im Anhang berück-
sichtigt. Nach Abschluss des Projektes wurde Anfang 2020 
durch den DVL eine umfangreiche Überarbeitung der Parame-
ter vorgestellt. Die Ergebnisse der vorliegenden Befragung 
sind dort eingeflossen (DVL, 2020).

2 Vorgehen
Zwischen Oktober 2018 und Februar 2019 wurden insgesamt 
acht leitfadengestützte Interviews geführt. Im Einzelnen wurden 
Vertreter folgender Institutionen/Gruppen befragt:

• Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
• Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft in Sach-

sen,
• Ministerium für ländlichen Raum und Verbraucherschutz in 

Baden-Württemberg,
• Ministerium für ländliche Entwicklung, Umwelt und Land-

wirtschaft in Brandenburg,
• Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, 

Natur und Digitalisierung des Landes Schleswig-Holstein,
• Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirt-

schaft und Verbraucherschutz,
• ELER-Evaluierungsteam für Niedersachsen, Hessen, Nord-

rhein-Westfalen und Schleswig-Holstein sowie
• ELER-Evaluierungsteam für Baden-Württemberg.

Eine Tabelle mit den Definitionen der Parameter sowie den von-
seiten des DVL vorgeschlagenen Kontrollarten und Kontroll-
zeitpunkten wurde, zusammen mit dem Interviewleitfaden und 
Informationsmaterial über die Gemeinwohlprämie, an die Inter-
viewpartnerInnen vorab versandt (siehe Tabelle A3 im Anhang). 
Mit den VertreterInnen der Bundesländer Baden-Württemberg, 
Brandenburg und Sachsen sowie den Evaluierungsteams wurden 
auf Basis der Unterlagen alle Parameter detailliert diskutiert. In 
den Interviews mit den VertreterInnen der Bundesländern 

Schleswig-Holstein und Niedersachsen wurden die Themen mit 
stark voneinander abweichenden Einschätzungen der vorherigen 
Interviews noch einmal zur Diskussion gestellt. Hierbei handelte 
es sich vor allem um Einschätzungen zu den Herausforderungen 
von einjährigen Maßnahmen und zu den Herausforderungen im 
Haushalts- und Zuwendungsrecht. Eine Liste der Interviewpart-
nerInnen und der Interviewleitfaden befinden sich im Anhang.

Die Interviews wurden anhand des Systems der Gemeinwohlpa-
rameter zunächst deduktiv codiert. Die Antworten konnten so 
den einzelnen Parametern zugeordnet werden. Innerhalb dieses 
Materials wurden induktiv Kategorien erstellt für Bereiche, die 
die Gestaltung von einjährigen Maßnahmen in der zukünftigen 
Ersten Säule ab 2021 prägen werden. Die Befragungen dauerten 
jeweils ca. zwei Stunden und erfolgten persönlich vor Ort im 
Rahmen von Gruppeninterviews mit Gruppen bis zu fünf Perso-
nen.

3 Allgemeine Diskussion zu Eco-Schemes
Unabhängig von detaillierten Hinweisen zu den einzelnen Para-
metern der Gemeinwohlprämie wurde in den Interviews mit 
VertreterInnen des Bundesministerium für Ernährung und Land-
wirtschaft, der Länderverwaltungen und des ELER-Evaluie-
rungsteams immer wieder auf Diskussionen Bezug genommen, 
die auch unabhängig von dem Ansatz der Gemeinwohlprämie 
zur Gestaltung der Eco-Schemes geführt werden. Diese Diskus-
sionen sind im folgenden Kapitel, wenn möglich am Beispiel der 
Gemeinwohlprämie, dargestellt. Zur allgemeinen Diskussion 
und den Möglichkeiten und Grenzen des Ansatzes der Eco-
Schemes sei auf Birkenstock und Röder (2018) und auf das 
Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats für Agrarpolitik, Er-
nährung und gesundheitlichen Verbraucherschutz (2019) ver-
wiesen.

3.1 Einjährige im Vergleich zu mehrjährigen Maßnahmen
Die Gemeinwohlprämie besteht aus einjährigen Maßnahmen 
und basiert damit auf der Möglichkeit, eine jährliche Beantra-
gung im Rahmen eines Grundantrages oder eines Sammelan-
trages durchzuführen. Der Legislativvorschlag der Kommissi-
on bietet den Verwaltungen die Möglichkeit, innerhalb eines 
Jahres auf den gleichen Flächen sowohl einjährige Maßnah-
men der Eco-Schemes als auch fünfjährige Agrarumweltmaß-
nahmen der Zweiten Säule anzubieten. Diskutiert wurden in 
den Verwaltungsinterviews die Planung, Kontrolle, Auszah-
lung und eine eventuelle Sanktionierung innerhalb dieses Zeit-
raumes.

Planung
Die Vermeidung unzulässiger Doppelförderung wird in den 
Verwaltungen Aufwand und Kosten verursachen. Das Ange-
bot von einjährigen und fünfjährigen Maßnahmen auf der 
gleichen Fläche wurde vor diesem Hintergrund von allen be-
fragten Verwaltungen kritisch diskutiert, letztendlich aber als 
technisch umsetzbar empfunden. Ein Beispiel ist hier, die Ba-
sisförderung für eine extensive Grünlandbewirtschaftung über 
eine Eco-Schemes-Förderung abzuwickeln und die Durchfüh-
rung von bestimmten Arten- und Biotopschutzmaßnahmen als 
Agrarumweltmaßnahme über die Zweiten Säule abzuwickeln. 
Für eine möglichst reibungslose verwaltungstechnische Ab-
wicklung sollte hierzu frühzeitig bekannt sein, wie viele Be-
triebe mit welchem Flächenumfang an einer Maßnahme teil-
nehmen werden beziehungsweise mittels eines Parameters 
Punkte generieren werden. Dies erleichtert insbesondere die 
Planung und optimierte Festlegung der Kontrolltermine für 
Inaugenscheinnahmen bei den Betrieben. Gerade bei einjähri-
gen Maßnahmen kann die Teilnahme von Jahr zu Jahr erheb-
lich schwanken.
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Kleinere Veränderungen bei der Spezifikation der Förderaufla-
gen führen schon heute dazu, dass das IT-System nahezu jährlich 
angepasst werden muss. Bereits bisher nimmt die Transformati-
on der Antragsdaten von Jahr zu Jahr einen großen Zeitaufwand 
ein, sodass eine vollständige elektronische Übernahme aller 
Daten oft nicht möglich ist und es häufig manueller Nachbesse-
rungen bedarf. Muss die elektronische Bereitstellung des An-
trags noch angepasst werden, wird für die Transformation der 
Daten ein Zeitraum von sechs bis neun Monaten benötigt. Hinzu 
kommt die benötigte Zeit für die Antragsberatung. Vor diesem 
Hintergrund halten die befragten FachreferentInnen ein Vorzie-
hen des Antragstermins bei der jetzigen Personalausstattung 
kaum für möglich, solange das Verwaltungsverfahren nicht stär-
ker konsolidiert wird. Erfahrungen aus der Abwicklung des 
Greenings und der Zweiten Säule zeigen, dass ein Aufteilen der 
Antragstermine (zum Beispiel Termin im August für Zwischen-
früchte, im Winter für Walzen und Schleppen) auf mehrere 
Stichtage zu einem erheblichen Mehraufwand bei der Verwal-
tung führt (Fährmann et al., 2014; Hart et al., 2017).

Kontrollen und Sanktionen
Bei Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM) und Eco-
Schemes handelt es sich weiterhin um zwei komplett unter-
schiedliche Fördersysteme. Unterschiedliche Maßnahmen auf 
den gleichen Flächen müssen evtl. weiterhin zu unterschiedli-
chen Zeitpunkten kontrolliert werden.1 Dies führt bei der Ver-
waltung zu erheblichem Aufwand und damit auch Kosten.

Bei der Durchführung der Kontrollen wird bisher geprüft, ob die 
durchgeführte Maßnahme von den mit der Verwaltung verein-
barten Vorgaben abweicht. Erfüllt sind die Vorgaben nur, wenn 
die Maßnahme genau wie vorgegeben umgesetzt wird oder nur 
innerhalb der vorgeschriebenen Toleranzgrenzen abweicht. Die-
se Toleranzgrenzen sind im aktuellen System aus der Sicht aller 
Befragten in den Länderministerien im Augenblick zu eng. Für 
eine reibungslose Durchführung mit möglichst niedrigem Ver-
waltungsaufwand wurde daher von allen befürwortet, diese 
Toleranzgrenzen zukünftig zu vergrößern. Bisher werden 
beispielsweise für Blühflächen die Flächengröße sowie Min-
dest- und Maximalbreite vorgegeben. Dies ist sehr fehleranfäl-
lig. Aus Sicht der FachreferentInnen der Bundesländer wird 
vorgeschlagen, die Toleranzgrenzen an unter Praxisbedingungen 
gut realisierbare Messgenauigkeiten anzupassen. Nicht jede 
Abweichung würde dann automatisch zu einer Sanktion führen. 
Jede Sanktion muss über die Zeit nachgeführt werden und führt 
zu höheren Sanktionen, wenn mehrmals Verstöße desselben 
Sachverhalts vorkommen. Dies verursacht gegenwärtig einen 
großen Aufwand für die Verwaltung, ohne dass den Sanktionen 
ein entsprechender Umweltschaden entgegensteht. Inwieweit 
die Vergrößerung der Toleranzgrenzen am Ende wirklich ein 
geeignetes Mittel darstellt, den Verwaltungsaufwand zu reduzie-
ren, wurde von einzelnen Gesprächspartnern bezweifelt, da die 
Sanktionsfälle, die trotz größerer Toleranzgrenzen entstehen, 
von der Verwaltung weiterhin mit gleichem Aufwand und glei-
cher Sorgfalt dokumentiert und über die Zeit nachgepflegt wer-
den müssen.

Hinzu kommt der Aufwand für das Ziehen entsprechender unab-
hängiger Kontrollstrichproben, insbesondere bei Maßnahmen, 
die mehrere Kontrolltermine haben. Diese Regelungen betreffen 
1   Dies hängt maßgeblich von der zukünftigen nationalen Ge-

staltung des Kontrollsystems ab: zum Beispiel wie werden 
die zu kontrollierenden Betriebe aus der Grundgesamtheit 
gezogen; wird hier eine Grundgesamtheit für alle Fördermaß-
nahmen zugrunde gelegt oder bilden die einzelnen Interventi-
onskategorien (Basisprämie, Eco-Schemes und AUKM) ge-
trennte Grundgesamtheiten.

nicht alle Gruppen landwirtschaftlicher Betriebe im gleichen 
Umfang. So ist beispielsweise in Betrieben mit großen Tierbe-
ständen die Wahrscheinlichkeit von jährlichen Fehlern aufgrund 
von einzelnen fehlenden Ohrmarken sehr hoch. Solche Betriebe 
sind entsprechend öfter von einer Kontrollauswahl betroffen, 
was bei festgestellten Folgeverstößen gegebenenfalls steigende 
Sanktionen verursacht. Eine wesentliche Verwaltungsvereinfa-
chung würde es darstellen, wenn nicht mehr an allen relevanten 
Kontrollterminen bei einem gezogenen Betrieb Kontrollen 
durchgeführt werden müssten und man sich stattdessen insbe-
sondere bei den Inaugenscheinnahmen auf sehr wenige Termine 
beschränken könnte, bei denen ein relevanter Teil der einzuhal-
tenden Förderauflagen überprüft werden kann.

Sobald es möglich ist, auf der gleichen Fläche sowohl einjährige 
als auch mehrjährige Maßnahmen umzusetzen, wird das Sankti-
onsrisiko der einen Maßnahme Einfluss auf das Risiko der je-
weils anderen Maßnahme haben. Vonseiten der Länderverwal-
tungen wird darauf hingewiesen, dass die Kontrollen der 
einjährigen Maßnahmen auch noch rückwirkende Auswirkun-
gen auf die Sanktionierung der sich auf der gleichen Fläche be-
findenden, mehrjährigen AUKM haben können. Sollte die Ge-
meinwohlprämie als einjährige Maßnahme innerhalb der Ersten 
Säule eingesetzt werden, muss dies bei der Auswahl der Parame-
ter bedacht werden.

In Zukunft wird der Mitgliedstaat für die Ausgestaltung des 
Kontroll- und Sanktionssystems zuständig sein. Hier arbeitet im 
Augenblick eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe am Entwurf eines 
neuen, schlankeren und angemesseneren Systems.

Einjährige Maßnahmen in Eco-Schemes
Einige der interviewten VerwaltungsvertreterInnen gaben zu 
bedenken, dass einjährige Maßnahmen prinzipiell sehr anfällig 
für politische Veränderungen sind beziehungsweise leichter zur 
Manövriermasse in Wahlkampfzeiten werden. Aus Sicht der 
Befragten benötigen neue Maßnahmen oft Zeit, um sich in der 
Praxis zu etablieren. Hier wird bei prinzipiell einjährigen Maß-
nahmen eine größere Gefahr gesehen, dass bei diesen permanent 
aus politischen Gründen „nachgesteuert“ wird. Wenn eine Maß-
nahme jedes Jahr nachjustiert wird, erhöht das den Aufwand für 
die Verwaltungen erheblich und sorgt nach Einschätzung der 
Verwaltung leicht für Verwirrung bei allen Beteiligten und in der 
Konsequenz für Fehler. Die meisten Gesprächspartner halten die 
Gefahr eines permanenten Nachsteuerns jedoch für eher gering, 
da die Eco-Schemes eine Abstimmung zwischen dem Bund und 
den Bundesländern benötigen werden. Die Einschätzungen be-
ruhen vor allem auf den Erfahrungen der Befragten mit der Be-
reitstellung von Haushaltsmitteln im Rahmen der Programme 
zur ländlichen Entwicklung. Die Befragten sehen es als einen 
Vorteil im aktuellen System an, dass, wenn nationale Haushalts-
mittel für die fünfjährigen AUKM bereitgestellt werden, sie über 
diesen Zeitraum verwaltungsrechtlich fixiert sind.

Aus Perspektive einzelner Bundesländer wird es zudem als Er-
leichterung angesehen, wenn die Maßnahmen der Eco-Schemes 
inhaltlich identisch zu einzelnen Anforderungen der Konditiona-
lität ausgestaltet sind. Als Unterscheidungsmerkmal könnte der 
von den landwirtschaftlichen Betrieben bereitgestellte Umfang 
einer Maßnahme dienen. Von einzelnen Länderministerien wur-
de vorgeschlagen, dass Betriebe zur Erfüllung der Konditionali-
tät 3 % einer landwirtschaftlichen Fläche mit einer vorgegebe-
nen Maßnahme X (zum Beispiel Flächen ohne Produktion) 
bereitstellen müssen. Ist beabsichtigt, ebenfalls eine Förderung 
für Eco-Scheme-Maßnahmen zu beantragen, muss die inhaltlich 
identische Maßnahme zum Beispiel auf weiteren 5 % der land-
wirtschaftlichen Fläche umgesetzt werden. Es wird von den be-
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fragten Verwaltungen davon abgeraten, den bereitgestellten 
Flächen eine unterschiedliche Wertigkeit, zum Beispiel im Rah-
men einer Punkteskala, zuzuordnen. Die Verwaltungsarbeit wird 
erleichtert, wenn jeder Hektar gleich viel wert ist.

3.2 Kombination von Eco-Schemes und AUKM
Die umwelt- und klimaspezifischen Maßnahmen sollen gemäß 
Art. 86 COM(2018) 392 final 30 % der Zahlungen der Zweiten 
Säule ausmachen. Vereinzelt wird von den Bundesländern be-
fürchtet, dass ein umfangreiches Angebot von „dunkelgrünen“ 
Maßnahmen, oder auch einzelner Komponenten wie im Fall der 
Gemeinwohlprämie, in den Eco-Schemes dazu führen könnte, 
dass die Bundesländer nicht mehr in der Lage sind, die vorge-
schriebene 30-Prozent-Quote zu erfüllen.

In Kombination mit den Eco-Schemes ergeben sich für die Ver-
waltungen auch Herausforderungen bzgl. ihrer Zuständigkeit, da 
gegenwärtig die Erste und die Zweite Säule nach unterschiedli-
chen Verwaltungsprinzipien abgewickelt werden. In der Ersten 
Säule gilt das „Betriebssitzprinzip“, das heißt, zuständig ist die 
Verwaltung, in deren Bundesland sich der Betriebssitz des land-
wirtschaftlichen Betriebes befindet. In der Zweiten Säule gilt 
das „Belegenheitsprinzip der Fläche“, welches die Zuständigkeit 
an die Verwaltung verweist, in deren Bundesland sich die geför-
derte Fläche des Betriebes befindet. Nach Aussage der Inter-
viewten ist dies, insbesondere bei länderübergreifender Flächen-
bewirtschaftung und der Teilnahme an unterschiedlichen 
Zweiten Säule-Programmen, ein sehr wichtiges Detail. Können 
AUKM auf Eco-Schemes aufsatteln, ist in diesen Fällen eine 
sehr intensive Kommunikation zwischen den verschiedenen 
Länderverwaltungen bei der verwaltungstechnischen Abwick-
lung der Anträge nötig.

3.3 Punktemodell im Kontext der Legislativvorschläge zu 
Monitoring und Evaluierung der GAP

Nach Art. 88 COM (2018) 392 final müssen die Mitgliedstaaten 
im Strategieplan festlegen, welchen Förderumfang (geförderte 
Fläche im Falle der Eco-Schemes) sie für jedes Jahr des Förder-
zeitraumes erreichen wollen. Werden unterschiedliche Einheits-
beiträge gewährt, muss diese Planung differenziert nach den 
Einheitsbeiträgen erfolgen. Diese sogenannten Outputindikato-
ren sind im Rahmen der jährlichen Leistungsberichterstattung 
und des Leistungsabschlusses der Kommission zu berichten.

Die Bemessungsgrundlage gem. Art. 88 ff. COM (2018) 392 
final für den Einheitsbeitrag ist im Falle der Eco-Schemes die 
beihilfefähige Fläche des Betriebes und nicht die Fläche, auf 
der ein bestimmter Parameter umgesetzt wird. Somit 
schwankt die Förderhöhe (Gemeinwohlprämie je ha beihilfe-
fähige Fläche) zwischen den Betrieben ganz erheblich. Legt 
man Art. 88 eng aus, so müsste für jede mögliche Prämienhö-
he getrennt der entsprechenden Outputindikatoren ex-ante 
abgeschätzt beziehungsweise berichtet und größere Abwei-
chungen vom Plan begründet werden.2 Momentan kommt 
hinzu, dass Punktwerte, wie im Fall der Gemeinwohlprämie, 
keine Outputkategorie darstellen. Das folgende fiktive Bei-
spiel (Abbildung 1) soll daher verdeutlichen, wie sich die 
Berichtspflichten für eine Gemeinwohlprämie unter den aktu-
ell vorliegenden Legislativvorschlägen akkumulieren könn-
ten.

Zudem kann auch in Bezug auf die Ergebnisindikatoren eine 
differenzierte Ausgestaltung einer Gemeinwohlprämie zu erheb-
lichen Herausforderungen führen. Im Rahmen der Ergebnisindi-
katoren ist die jeweils geförderte Fläche je Zielbereich (zum 
Beispiel Klima-, Wasser-, Erosions-, Biodiversitätsschutz) im 
Strategieplan abzuschätzen und jährlich zu berichten. Erschwe-
rend kommt hinzu, dass die Zahlen für die einzelnen Zielberei-
che keine Doppelzählungen enthalten dürfen. Diese Vorgabe 
würde bei der Umsetzung der Gemeinwohlprämie zu einem er-
heblichen Verwaltungsaufwand führen, da für die Berechnung 
der Flächen je Zielbereich auch AUKM berücksichtigt werden 
müssen.

Diese Situation kann aufgelöst werden, wenn Art. 28 (6) COM 
(2018) 392 final eine andere Formulierung erfährt und die For-
mulierung „je förderfähige Hektarfläche“ gestrichen oder optio-
nal durch „eine mit Eco-Schemes belegte Fläche“ ersetzt wird. 
Zudem müssten die Zielvorgaben so angepasst werden, dass 
Punkte als Outputindikatoren angesehen werden können oder 
zumindest als Basis für Outputindikatoren genutzt werden kön-
nen.

2   Mittlerweile äußerte sich die EU-KOM an mehreren Stellen 
mündlich dahingehend, dass Art. 88 ff. bei den Eco-Schemes 
immer in Bezug auf die geförderte Fläche auszulegen sei. 
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3.4 Datengrundlage und vorhandene Gebietskulissen
Landwirtschaftliche Flächen befinden sich bundesweit in sehr 
unterschiedlichen landschaftlichen Kulissen. Eine auf die Be-
dürfnisse dieser landschaftlichen Kulissen zugeschnittene, ziel-
orientierte Förderung bedarf eines räumlich differenzierten Prä-
miensystems. Die Festlegung solcher Kulissen war schon in der 
aktuellen und den zurückliegenden Förderperioden schwierig 
und wird von den befragten Verwaltungen auch zukünftig eher 
als das Ziel eines subjektiven politischen Aushandlungsprozes-
ses eingeschätzt. Die Festlegung exakter und objektiver Kulis-
sengrenzen auf naturwissenschaftlicher Basis ist sehr umständ-
lich und wird aufgrund der sehr unterschiedlichen Maßstäbe für 
benötigte Informationen in den verschiedenen Bundesländern 
schwierig sein. Ferner besteht die Gefahr der unterschiedlichen 
Behandlung/Förderung von benachbarten Betrieben/Flächen 
trotz „real“ identischer Standortbedingungen. Dies könnte der 
Anlass für eine größere Diskussion über die Objektivität der 
Kriterien und für eine „Gerechtigkeitsdebatte“ sein. Nach den 
Angaben einzelner Bundesländer sind zum Teil die bisher hin-
terlegten Maßstäbe zur Einteilung der Kulissen (zum Beispiel 
für organische Böden) jedoch nicht auf das InVeKoS-System, 
das heißt die antrags- und förderrelevanten landwirtschaftlichen 
Parzellensysteme (wie zum Beispiel der Feldblock) abgestimmt 
und übertragen. Ebenfalls wird ein bundeseinheitliches Verfah-
ren für die „Grenzziehung“ anhand von Verwaltungsgrenzen die 
Verwaltung vor Herausforderungen stellen. Orientiert man sich 
zum Beispiel an der Einheit einer Gemeinde, liegen diesem Ver-
waltungskonzept je nach Bundesland sehr unterschiedliche Flä-
chengrößen zugrunde.

Die Verwaltungen weisen darauf hin, dass für eine verwaltungs-
technisch möglichst reibungslose Umsetzung von Gebietskulis-
sen, wie sie im Falle der Gemeinwohlprämie auch beispielswei-
se für die Umsetzung von Schnittzeitpunkten notwendig sein 
könnten, immer ein Kompromiss zwischen pragmatischer Ab-
grenzung und einer Einzelfallgerechtigkeit nötig ist.

3.5 Starke Differenzierung der Maßnahmen
Grundsätzlich wurde in allen Interviews vonseiten der Fachrefe-
rentInnen ein unkompliziertes Set an Parametern gefordert. Aus 
Perspektive der Verwaltung ist eine starke Differenzierung der 
Gemeinwohlparameter aus inhaltlicher Sicht nicht unbedingt 
notwendig und jede Differenzierung erschwert die Kontrolle.3 
Jede Differenzierung bedarf einer klaren inhaltlichen Unter-
scheidung und genauer Definitionen. Sollte es zu sehr vielen 
ähnlichen Parametern kommen, besteht die Gefahr, dass sowohl 
die landwirtschaftlichen Betriebe als auch die Verwaltungen in 
der Auswahl der Parameter verunsichert werden. Auch er-
schwert eine fein differenzierte Ausgestaltung der Parameter die 
mögliche Nutzung von Fernerkundungsdaten, da die Maßnah-
men oft nur im Rahmen einer Begehung und Inaugenscheinnah-
me differenziert werden können. Aus Kontrollperspektive wird 
befürchtet, dass durch die starke Differenzierung zwischen trotz-
dem ähnlichen Parametern nicht klar sein könnte, auf welchen 
Kontrolltatbestand abgestellt wird. Ein Beispiel hierfür ist zum 
Beispiel die Unterscheidung der Maßnahmen „Bodenbedeckung 
über Winter“ und „unbearbeitete Getreidestoppeläcker“. Hier 
hat Feuchtigkeit starken Einfluss darauf, wie lange ein Stoppel-
acker besteht und ab wann eine Wiederbegrünung einsetzt. Es ist 
daher möglich, dass zu Beginn des Jahres nicht klar ist, welche 
dieser Maßnahmen umgesetzt werden kann. Eine Kontrolle wird 
den Verwaltungen daher nur schwer möglich sein.

3  Die Interviews basierten auf einem sehr differenzierten Ent-
wurf (siehe Anhang). Dieser wurde im späteren Verlauf des 
Projektes stärker kondensiert.

Eine Differenzierung der Prämienhöhen auf der Basis von 
Schwellenwerten führt nach Ansicht der Verwaltungen zu einem 
deutlich höheren Aufwand in der Kontrolle. Aufwendige Kom-
binationen von Maßnahmen mit zusätzlichem Düngeverzicht 
oder Verzicht von Pflanzenschutzmitteln erschweren die verwal-
tungstechnische Abwicklung erheblich. Sie lassen sich auch 
nicht mittels Fernerkundungstechniken kontrollieren, sondern 
erfordern zur sachgerechten Beurteilung eine Prüfung vor Ort.

3.6 Haushalts- und Zuwendungsrecht
In allen Interviews wurde die fachliche Gewichtung der Punk-
te hinterfragt. Ein Beispiel hierfür ist die Vergabe von Punkten 
für die Maßnahme „Bodenbedeckung über Winter“ im Ver-
gleich zu „unbearbeitete Getreidestoppeläcker“ und „Brache 
mit Selbstbegrünung“. Bodenbedeckung wurde hier als hoher 
Aufwand für den landwirtschaftlichen Betrieb eingeschätzt, 
der jedoch höchstens mit einem Punkt entlohnt werden kann. 
Die „Konkurrenzmaßnahme“ - „unbearbeitete Getreidestoppe-
läcker“ - verursacht weniger Aufwand und wird mit zwei Punk-
ten vergütet. Fachlich wurde angemerkt, dass zwar die unbear-
beitete Stoppelbrache einen kurzfristigen ökologischen 
Mehrwert hat (unter anderem Feldvögel, Ackerbegleitflora), es 
aber nach Ansicht der Befragten unklar ist, ob dieser Mehrwert 
in einem angemessenen Verhältnis zu den Auswirkungen des 
wahrscheinlichen Mehraufwandes an Herbiziden und Insekti-
ziden in den Folgejahren steht. Insbesondere wurde die Gefahr 
gesehen, dass die Stoppelbrache als „Grüne Brücke“ für Blatt-
läuse dient, die Viruserkrankungen bei den Nutzpflanzen über-
tragen. Die Maßnahme „Brache mit Selbstbegrünung“ kann 
mit bis zu zwölf Punkten vergütet werden. Es wurde in den 
Gesprächen öfter angezweifelt, dass dies dem ökologischen 
Mehrwert entspricht und in diesem Zusammenhang die Relati-
onen der Punktunterschiede zwischen den Maßnahmen wider-
spiegelt. Vonseiten des Zuwendungsrechts wird die Bewertung 
in Form eines Punktwertes hinsichtlich ihrer Nachvollziehbar-
keit hinterfragt und geprüft werden müssen. Abgrenzungen zu 
anderen Maßnahmen müssen kausal schlüssig sein. Im Rah-
men des ELER sind solche Diskussionen bereits bekannt. 
Ebenso ist die mögliche unterschiedliche Vergütung aufgrund 
von unterschiedlichen Punktwerten pro Jahr, unter anderem 
verursacht durch unterschiedliche Teilnahmeraten, aus Verwal-
tungsperspektive sehr schwierig durchführbar. Nach Art. 28 (6) 
a) COM (2018) 392 final ist eine solche Vorgehensweise zu-
künftig für die Erste Säule möglich. Die Befragten sehen eine 
Herausforderung darin, im Rahmen des ausgestalteten Haus-
haltssystems weiter zu begründen, warum die gleiche erbrach-
te Leistung für einzelne Parameter in unterschiedlichen Jahren 
unter Umständen mit einem unterschiedlichen Punktwert ver-
gütet wird. Auch wenn bereits im aktuellen System der Wert 
der Basisprämie erst am Ende des Jahres im Rahmen der nati-
onalen Obergrenze festgelegt wird, dürfte der Begründungs-
umfang für eine Gemeinwohlprämie, mit ihren differenzierten 
Parametern, noch einmal zunehmen.4 Ein andauernder Recht-
fertigungsdruck wird die Gestaltung des Fördersystems mögli-
cherweise unnötig in die Länge ziehen. Nach unserer Ansicht 
ist dies eher ein Problem in Hinblick auf die Kommunikation 
mit den Förderempfängern und den politischen Entscheidungs-
trägern. Art. 89 COM (2018) 392 final sieht explizit vor, dass 
bei Förderungen im Rahmen der Ersten Säule die jährliche 
Förderhöhe in einer Intervention (zum Beispiel Basisprämie, 
Eco-Schemes) angepasst werden muss, wenn die Inanspruch-
nahme durch die Landwirte deutlich von der Planung abweicht.

4   Auch ist zu vermuten, dass die relative Schwankungsbreite 
des Punktwertes bei der Gemeinwohlprämie deutlich höher 
ist als die gegenwärtige relative Schwankung der Basisprä-
mie.
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3.7 Konkurrierende Gesetzgebung zwischen Bund und Bun-
desländern

Nach Art. 72 (1) GG haben die Bundesländer im Bereich der 
konkurrierenden Gesetzgebung die Befugnis zur Gesetzgebung, 
solange und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungszustän-
digkeit nicht durch Gesetz Gebrauch gemacht hat. Für den Be-
reich Naturschutz und Landschaftspflege liegt nach Art. 74 (1) 
Nr. 29 GG das Gesetzgebungsrecht bei den Bundesländern. Die 
Gestaltung der Eco-Schemes ist zunächst ein Auftrag der Europä-
ischen Kommission an den Mitgliedstaat. Durch erhöhte Vorga-
ben im Bereich des Umweltschutzes und der Landschaftspflege 
könnten sich die Bundesländer in ihrer Gesetzgebungsbefugnis 
eingeschränkt fühlen. Hypothetisch könnte ein von den Bundes-
ländern angestrebtes beziehungsweise angedrohtes Verfassungs-
gerichtsverfahren die Umsetzung von einjährigen Maßnahmen in 
der Ersten Säule erheblich verzögern.

Die Diskussion zwischen den Bundesländern und dem Bund 
ist beeinflusst von dem Aspekt , dass die Eco-Schemes, egal 
wie sie im Detail ausgestaltet werden, zu einer gewissen Um-
verteilung der Zahlungen der Ersten Säule zwischen Betrie-
ben, Regionen und Bundesländern führen werden. Von allen 
befragten Vertretern wurde davon ausgegangen, dass es für 
die Gelder der Ersten Säule in der künftigen Förderperiode, 
wie seit 2019, keine länderspezifischen Budgets geben wird. 
Die Teilnahme an den Maßnahmen der Eco-Schemes ist für 
die landwirtschaftlichen Betriebe freiwillig. Es werden somit 
insbesondere Betriebe teilnehmen, deren Anpassungskosten 
gering sind. Die Möglichkeit Deutschlands, bundesweite 
Maßnahmen im Rahmen der Eco-Schemes gestalten zu kön-
nen, wird daher mit der Herausforderung verbunden sein, die 
Maßnahmen so zu gestalten, dass sie möglichst für die land-
wirtschaftlichen Betriebe in allen Bundesländern gleich at-
traktiv sind.

Das Problem soll am Beispiel des Ökolandbaus erläutert 
werden. Diese Fördermaßnahme wird gegenwärtig in ganz 
unterschiedlichem Maße in den einzelnen Bundesländern 
nachgefragt. Bei einer bundeseinheitlichen Umsetzung wür-
de eine Umsetzung der Eco-Schemes über diese Maßnahme 
dazu führen, dass Mittel insbesondere in Regionen mit einem 
hohen Anteil an ökologisch bewirtschafteter Fläche umver-
teilt werden (zum Beispiel Hessen, Baden-Württemberg oder 
Brandenburg). Ferner würden sich aufgrund der regional 
unterschiedlichen Opportunitätskosten die regionalen Um-
setzungsraten selbst bei „neuen“ Maßnahmen stark unter-
scheiden. Eine Prämienhöhe, die zum Beispiel in Vered-
lungslandschaften Nordwest-Deutschlands gerade ausreicht, 
dass 5 % der Ackerfläche extensiv bewirtschaftet werden, 
wäre so hoch, dass sie zum Beispiel in großen Teilen Bran-
denburgs nahezu flächendeckend in Anspruch genommen 
würde.

Für möglichst bundeseinheitliche Fördersätze und Fördertatbe-
stände spricht, dass diese vor dem Hintergrund einer „Gerechtig-
keitsdebatte“ gut vermittelbar sind und die verwaltungstechni-
sche Bearbeitung von Betrieben, die in mehreren Bundesländern 
Flächen bewirtschaften, erleichtert wird. Gegen bundeseinheitli-
che Fördersätze spricht hingegen, dass die Opportunitätskosten 
für die Maßnahmen regional sehr unterschiedlich sind, und es 
somit zu deutlichen Unterschieden zwischen den Betrieben so-
wie zu einer erheblichen regionalen Umverteilung der Mittel 
kommen würde. Dieser Umverteilung könnte man mit einer 
entsprechend regional differenzierten Prämienhöhe gegensteu-
ern.5

5  Zu den Vor- und Nachteilen von Kulissen siehe Kapitel 3.4.

Daneben eröffnen die Fördermittel im Rahmen der GAP den 
Landesregierungen Möglichkeiten, inhaltliche Akzente setzen 
zu können.

4 Bewertung der Parameter in einem bundeseinheitlichen 
Verwaltungssystem

Das System der Gemeinwohlprämie wurde bisher im Rahmen 
eines Pilotprojekts in Schleswig-Holstein entwickelt und getes-
tet (Neumann et al., 2015; Dierking et al., 2017; DVL, 2017). 
Innerhalb des laufenden Projektes wurde der Ansatz angepasst 
(DVL, 2019).6 Diese Ergänzung soll es ermöglichen, die Situa-
tion in anderen Bundesländern besser abzubilden. Die erstellten 
Parameter wurden mit allen InterviewpartnerInnen hinsichtlich 
ihrer Umsetzbarkeit in einem bundeseinheitlichen Verwaltungs-
system, vor den verwaltungstechnischen Hintergründen in ihrem 
Bundesland, diskutiert. Die ersten Gespräche mit den Evaluie-
rungsgruppen und den FachreferentInnen der Bundesländer 
zeigten, dass meist die gleichen Punkte thematisiert wurden. 
Zeigten sich in den Bundesländern unterschiedliche Einschät-
zungen bezüglich eines Parameters, wird dies im Folgenden 
entsprechend ausgeführt. Die Interviews wurden mit Vertretern 
der Bundesländern Sachsen, Baden-Württemberg, Brandenburg, 
Niedersachen und Schleswig-Holstein geführt. Die Ergebnisse 
sind im folgenden Kapitel aufbereitet.

4.1 Anzahl Nutzungstypen
101-105 Acker, Dauergrünland, Gemüse, Heil- und Küchen-
kräuter und andere Handelsgewächse, Mehrjährige Dauer-
kulturen, „Umwelt- und Naturschutz“/reine Biotoppflege-
fläche
• Diese Parameter werden bereits jetzt erfasst und bereiten in 

der Umsetzung keine Probleme.

4.2 Landschaftselemente
201 Fläche der Landschaftselemente insgesamt
• Der Parameter wird als umsetzbar eingeschätzt.

202 Anzahl unterschiedlicher Typen von Landschaftsele-
menten
• Gegenwärtig ist die Abgrenzung der Landschaftselemente 

(zum Beispiel Feldgehölze, Baumreihe, Einzelbaum, He-
cke) gegeneinander nicht in jedem Einzelfall unbedingt 
eindeutig. Aktuell wird nur erfasst, ob es sich um ein Land-
schaftselement handelt. Abgrenzungsdefinitionen, die nötig 
sind, um eine Anzahl an Elementen zu erfassen, wurden 
bisher nicht angewandt. Es wird die Gefahr gesehen, dass es 
zu vielen Streitigkeiten kommt, wenn die jetzige Liste zu-
grunde gelegt wird beziehungsweise dass landwirtschaftli-
che Betriebe gezielt Landschaftselemente in ein anderes 
umwandeln, um Punkte einzusammeln (§ 8 AgrarZahlVer-
pflVO unterbindet nur die „Beseitigung“ von Landschafts-
elementen. Eine Vorgehensweise im Rahmen einer „Um-
wandlung“ wird nicht festgelegt). Dieser Effekt wäre 
gegeben, wenn die Betriebe von jedem Typ ein Element 
umsetzen („ein bisschen gärtnern“). Die Gefahr besteht 
insbesondere bei flächenstarken Betrieben.

• Vonseiten der Bundesländer wurde die Frage aufgeworfen, 
wie mit großen Landschaftselementen umzugehen ist. Kann 
zum Beispiel eine lange Baumreihe, die an Schläge von 

6   Die Nummerierungen entsprechen der Nummernvergabe des 
Deutschen Verbands für Landschaftspflege. Siehe auch Ta-
belle A1 und A2 im Anhang. Diese Tabellen beziehen sich auf 
das angepasste Parameterset vom Frühjahr 2019 nach Durch-
führung der Verwaltungsbefragung. Die nachfolgende textli-
che Darstellung stellt die Ergebnisse für alle Parameter dar, 
die Thema der Verwaltungsbefragung waren und bereits vor 
2019 entwickelt wurden.
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unterschiedlichen Betrieben grenzt, von mehreren Betrie-
ben abgerechnet werden? Diese Problematik ist allerdings 
nicht neu. Auch bisher muss eindeutig geklärt sein, wer ein 
Landschaftselement bei seinen förderfähigen Flächen mel-
den kann beziehungsweise wer im Falle eines Verstoßes 
gegen die Cross-Compliance-Vorgaben sanktioniert wird.

• Ein Bundesland ist der Ansicht, dass die Einheit „Hektar“ 
aus Verwaltungsperspektive besser zu kontrollieren ist. Die 
Anzahl der Landschaftselemente ist nur schwierig zu ver-
walten. Fraglich ist hier zum Beispiel, wie groß die Lücke 
zwischen den einzelnen Landschaftselementen - zum Bei-
spiel zwischen einer Hecke und einem Einzelbaum - sein 
muss, damit diese als zwei Elemente zählen.

4.3 Ackerland
301 Anzahl der Kulturarten (je Code Sammelantrag > 5 % 
oder min. x ha der IN Acker)
• Der Aufwand hängt bei diesem Parameter stark von dem 

Aggregationsniveau der Kulturen ab. Für das jetzige Niveau 
bestehen zum Teil erhebliche Probleme, da die Kulturarten 
nur bei Inaugenscheinnahme eindeutig unterscheidbar sind 
(zum Beispiel Triticale/Wintergerste/Winterweizen). Frag-
lich ist, wie man mit hyperdiversen Betrieben umgeht, die 
keine oder nur wenige Kulturen mit mehr als 5 % Anteil 
anbauen (Saatguterzeuger, Gemüsebau). Eine Option wäre 
es, ähnlich wie jetzt im Greening und bei der Ausgestaltung 
der AUKM „artenreiche Fruchtfolge“ vorzugehen. Dies 
bedeutet, neben der Anzahl der Kulturen würde festgelegt, 
welchen Flächenanteil jede der n flächenstärksten Kulturen 
einnehmen dürfte beziehungsweise welchen Flächenanteil 
diese n Kulturen insgesamt einnehmen dürften.

• Von einzelnen Bundesländern wird die Festlegung auf eine 
Mindestgröße für einzelne Kulturen als verwaltungstech-
nisch zu aufwendig angesehen. Die Kosten der Umsetzung 
stehen laut den Befragten nicht in der Relation zum Effekt 
der Maßnahme.

302 Durchschnittliche Schlaggröße (Acker IN/Anzahl 
Schläge N)
• Der Parameter wird von allen Bundesländern als umsetzbar 

eingeschätzt.
• Die befragten VerwaltungsvertreterInnen der Bundesländer 

weisen auf eine hohe Anfälligkeit für Manipulationen hin. 
Schläge könnten ohne sachliche Begründung geschaffen 
werden und es stellt sich die Frage, wann ein Schlag ein 
Schlag ist. Handelt es sich beispielsweise bei einer Fläche von 
200 x 500 m, bei der auf 94 x 500 m Mais, auf 12 x 500 m ein 
Grasstreifen (Bejagungsgasse) und auf der restlichen Fläche 
wieder Mais angebaut wird, um einen Schlag oder drei? Die 
Attraktivität von Mischcodes, die zu einer einfacheren Ver-
waltung führen, wird durch diesen Parameter, aber auch 
durch Parameter 309, gesenkt.

• Hinweis: Das hier gewählte arithmetische Mittel reagiert 
sehr empfindlich auf die Anzahl von Kleinschlägen (Strei-
fen). Stabiler ist der Medianwert oder der flächengewichte-
te Mittelwert (Röder et al., 2018).

303 Bodenbedeckung über Winter/311 Unbearbeitete Ge-
treidestoppeläcker
• Unklar für die Verwaltungen der befragten Bundesländer 

ist, was mit dem Ausschluss von Kleegrasflächen gemeint 
ist. Falls ein Ausschluss einer Getreideuntersaat (Zwischen-
frucht) gemeint ist, wird eine Kontrolle mit Hilfe optischer 
Sentinel-Daten erschwert. Hier wäre nicht erkennbar, ob es 
sich um Kleegras handelt. Die Definition sollte hier ge-
schärft werden. Eine Prüfung mittels Inaugenscheinnahme 
wäre umsetzbar, ist aber sehr aufwendig, da nach Aussage 

der Bundesländer hier vor allem für 311 eine häufige Inau-
genscheinnahme erforderlich ist, wodurch hohe Personal-
kosten anfallen. Die Feuchtigkeit hat starken Einfluss dar-
auf, wie lange ein Stoppelacker besteht und ab wann eine 
Wiederbegrünung einsetzt. Die Befragten empfehlen, beide 
Parameter zu einem Parameter zusammenzufassen. Dies ist 
ein Beispiel für die bereits einleitend angesprochenen Be-
denken bzgl. der starken Differenzierung. Parameter 303 
und 311 zu unterscheiden wird von unseren Interviewpart-
nerInnen hier problematisiert, da die Kontrolle nicht durch 
Sentinel erfolgen kann. Verschärft würde dieses Problem, 
wenn bestimmte Kulturen als Zwischenfrucht/Untersaat 
ausgeschlossen sind.

• Von mehreren Bundesländern wird darauf hingewiesen, 
dass die Kontrolle im November abgeschlossen sein muss. 
Nur so kann Ende Dezember eine Auszahlung erfolgen. 
Wird bis in den Dezember hinein kontrolliert, ist durch die 
Dauer der Arbeitsprozesse eine Auszahlung im Dezember 
nicht mehr möglich. Erschwert wird die Kontrolle im 
Herbst noch einmal, wenn zu diesem Zeitpunkt ein Pacht-
wechsel erfolgt. Die Maßnahme muss dann permanent 
über das Jahr angepasst werden. Dies ist für die Verwal-
tung sehr aufwendig. Möglich wäre es, im Antrag des 
Folgejahres zu prüfen, was als Vorkultur angegeben wird. 
Der Bezugspunkt wäre hier das vorherige Jahr. Die Ver-
schneidung von zwei Jahren bedeutet ebenfalls zusätzli-
chen Aufwand. Die Abwicklung der Maßnahme wird für 
die Verwaltung auf jeden Fall einen erhöhten Aufwand 
bedeuten.

• Hinweis zum hinterlegten Punktwert: Der bisher hinterlegte 
Punktwert (1 Punkt für > 90 % Winterbegrünung der land-
wirtschaftlichen Nutzfläche) steht nach Ansicht der Befrag-
ten in keiner angemessenen Relation zum Aufwand der 
Verwaltung.

309 Summe der Flächengröße über 10 ha
• Für die befragten Verwaltungen ist problematisch, dass un-

klar ist, ab wann ein Schlag ein Schlag ist (siehe 302).
• Die technische Abwicklung der Maßnahme wird von allen 

Bundesländern als machbar eingeschätzt.

312 Brache mit Selbstbegrünung (Anlage im Zeitraum 
1. Februar bis 15. März)
• Die Anlage der Brache soll vor dem Anmeldezeitraum er-

folgen. Nach Auskunft der befragten Verwaltungen können 
die Kontrollen erst nach Anmeldung am 15. Mai erfolgen. 
Die Einhaltung von Auflagen einzelner Parametern, deren 
Stichtag vor dem 15. Mai liegt kann nur in Ausnahmefällen 
rechtssicher überprüft werden.

313 Blühflächen, -streifen
• Nach Angabe der Bundesländer wird eine optische Sentinel-

kontrolle zumindest von November bis Dezember wetterbe-
dingt nicht möglich sein. Der vorgeschlagene Prüfzeitraum 
ist daher für die Verwaltungen nur erschwert umsetzbar.

314 Umwandlung Acker in Grünland
• Eine Kontrolle ist für diesen Parameter nach Auskunft der 

befragten Verwaltungen sehr umständlich. Die Bundeslän-
der bieten diese Maßnahme daher teilweise nicht mehr an.

• Da es sich um die Umwandlung in Grünland und nicht in 
Dauergrünland handelt, ist für die Verwaltung nicht klar, 
wie das Kriterium aussieht, um die Maßnahme erfolgreich 
umzusetzen.

• Wann wird der Punkt gezählt? Ab dem Jahr, in dem der 
Acker zu Grünland umgewandelt wird oder nur nach der 
Sperrfrist oder nur im 1. Jahr?
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• Für die Information, die gespeichert werden muss, ist dies 
von erheblicher Bedeutung. Wird der Vorschlag so ausge-
legt, dass die Fläche dauerhaft bepunktet wird, muss der 
„ehem.“ Ackerstatus über viele Jahre kontinuierlich nach-
gehalten werden. Andernfalls sind erhebliche Mitnahmeef-
fekte zu befürchten, da in diesem Fall schon durch die An-
lage von Kleegras eine Bepunktung erfolgen würde.

• Unklar war den Befragten,
- welche Implikationen die Rückumwandlung in Acker-

land hat. 
- wie im ersten Jahr verfahren werden soll.
- wie verhindert werden kann, dass Grün- in Ackerland 

umgewandelt wird, um durch die Einsaat von Kleegras 
im Folgejahr wieder Punkte zu bekommen.

• Problematisch sehen den Parameter insbesondere alle Be-
fragten aus den ostdeutschen Bundesländern, da dort ein 
großer Anteil der Flächen Pacht- und keine Eigentumsflä-
chen sind. Das Problem besteht darin, dass Landwirte die 
gepachtete Ackerfläche auch als Acker-, und nicht als Grün-
landfläche an Eigentümer zurückgeben müssen. Eine An-
passung der Grünlanddefinition und eine Stichtagsregelung 
wären hier notwendig.

322 Feldlerchenfenster
• Die Feldlerchenfenster sind nicht in allen befragten Bundes-

ländern vorhanden. Im Bundesland Sachsen wird die Maß-
nahme gut angenommen. Laut Aussage der Befragten muss 
die Maßnahme von den Landwirten im Herbst vorher ange-
kündigt werden.

• Der Kontrollzeitraum (Mai, Juni, Juli) wird von den Inter-
viewten als falsch eingeschätzt. Kontrolle müsste nach 
Einschätzung der Experten in den Wintermonaten erfolgen 
(Bisheriges Kontrollvorgehen: Inaugenscheinnahme der 
Winterungen mit Vorankündigung, um zu prüfen, ob die 
Fenster vorhanden sind. Wenn man im Juli am Feld steht, 
sieht man dies in der Regel nicht mehr.).

• Einschätzung der Verwaltung für die Fernerkundungskont-
rolle: Feldlerchenfenster sind zum Zeitpunkt der Fernerkun-
dungskontrolle nicht sichtbar. Die erforderliche Inaugen-
scheinnahme wird in den befragten Bundesländern als zu 
aufwendig angesehen.

• In einzelnen Bundesländern wurde zudem angemerkt, 
dass die Feldlerchenfenster eigentlich so kleine Flächen-
anteile in Anspruch nehmen, dass sie die Förderwürdig-
keit in Verbindung mit den anfallenden Kosten kritisch 
sehen.

323 Blühende Ackerkulturen
• Unklar war den Befragten, was genau mit diesem Parame-

ter gemeint ist. Entweder bedeutet der Parameter, dass a) 
nur die entsprechenden Kulturen angebaut werden müs-
sen, oder b) diese Kultur auch geblüht haben muss. Ein 
Unterschied besteht hier vor allem bei Luzerne und Klee. 
Der Verwaltungsaufwand hängt maßgeblich von dieser 
Definition ab. Festgelegt werden muss dann, wie nachge-
wiesen wird, dass die Kultur geblüht hat. Kontrollen mit 
Sentinel sind prinzipiell möglich. Der Parameter (hat ge-
blüht) ist wohl auf einen optischen Sentinelkanal angewie-
sen. Dadurch wird die Kontrollierbarkeit jedoch wetterab-
hängig.

• Einzelne Bundesländer gaben zu berücksichtigen, dass die 
Blühphasen in Abhängigkeit von Aussaattermin und regio-
nalen Gegebenheiten sehr unterschiedlich sind.

• Es ist hier nicht klar, wie die Ackerfläche mit blühenden 
Ackerkulturen zu den Blühstreifen abgegrenzt werden 
kann. Hier ist eine Kontrolle ebenfalls erschwert mög-
lich.

4.4 Grünland
401 Verzicht auf Schleppen und Walzen
• Dieser Parameter ist, nach der Einschätzung der ReferentIn-

nen der Bundesländer, nur mit Inaugenscheinnahme kon-
trollierbar. Für eine Verwaltung impliziert dies hohe Kosten. 
Laut den Verwaltungen besteht die Gefahr großer Mitnah-
meeffekte, da die Anmeldung erst zum 15. Mai erfolgt. Laut 
Vorschlag (01. April bis 20. Juni) ist der Parameter zu die-
sem Zeitpunkt jedoch schon umgesetzt.

• Wird die Maßnahme mehrjährig angeboten, ist eine Kon-
trolle vor dem 15. Mai besser möglich.

• Da der Parameter nicht auf allen Standorten relevant ist, 
sollte eine Förderkulisse hinterlegt werden. Eine flächende-
ckende Kontrolle beziehungsweise Förderung ist nicht 
sinnvoll. Steillagen können zum Beispiel ausgeschlossen 
werden.

402-405 Verschiedene Weideparameter
• Weideprämien werden nicht von allen Bundesländern ange-

boten. Maßnahmen, die der Standweide (Parameter 402) 
ähnlich sind, werden in Hessen, Rheinland-Pfalz und Nord-
rhein-Westfalen als Vertragsnaturschutzmaßnahme angebo-
ten.

• Insgesamt wurden die Parameter 401 bis 405 für Weideflä-
chen in den Gesprächen kontrovers diskutiert, da sie nach 
Einschätzung aller InterviewpartnerInnen nur schwer zu 
kontrollieren sind und die Dokumentation sehr fehleranfäl-
lig ist. Sachsen verlangt im Rahmen der Förderung keinen 
Weideplan mehr. Brandenburg bietet keine Maßnahmen mit 
einem spezifischen Weidemanagement an. Parameter wie 
Mindestbesatz pro Hektar oder eine Mindeststandzeit sind 
aus Sicht dieser Länder nicht kontrollierbar. Die Vergabe 
einer Weidetierprämie erfolgt in Sachsen aufgrund einer 
Kulisse und der Vorgabe einer Mindestnutzung mit Weide-
tieren. Im Zeitraum von Juni bis September wird durch eine 
Inaugenscheinnahme und einer Verwaltungskontrolle aller 
Antragssteller eingeschätzt, ob eine Weidenutzung erfolgt 
ist.

• Baden-Württemberg führt Beweidungsmaßnahmen mo-
mentan als einjährige Maßnahme durch. Die Maßnahme 
wird als Tierwohlmaßnahme geführt und hat keinen Grün-
landfokus. Ein Weidetagebuch muss für diese Maßnahme 
geführt werden und wird von der Bewilligungsbehörde auf 
Vollständigkeit und Plausibilität überprüft. Im Weidetage-
buch muss vermerkt werden, wann keine Weidenutzung 
erfolgen konnte. Der Aufwand hierfür ist laut der Einschät-
zung von einzelnen Befragten sehr hoch. Die Teilnehmer-
zahl ist konstant. Auch der Aufwand für die Betreuung der 
Teilnehmer durch die Verwaltung wird zumindest bei Ein-
führung als hoch angegeben. Auf vorgedruckten Listen 
wurden alle Weideflächen abgefragt. Für die Zukunft könn-
te, als besseres Vorgehen, die Registrierung durch Trans-
ponder beim Verlassen der Stalltüren in Erwägung gezogen 
werden.

• Für den Parameter „Standweide“ wurde von den Interview-
partnerInnen eine erschwerte Abgrenzbarkeit befürchtet. 
Oft ist nicht erkennbar, wie lange Tiere auf der Weide anwe-
send waren oder ob sie zwischendurch abgetrieben wurden. 
Eine Klassifizierung von Standweiden ist daher nur schwer 
möglich. Der vorgeschlagene Pflegeschnitt ab 21. Juni wird 
für den Parameter „Standweide“ als zu früh eingeschätzt 
und sollte aus Sicht einzelner Bundesländer für die meisten 
Orte später sein. Aus Naturschutzperspektive gibt es hier je 
nach Standort große Unterschiede.

• In der Diskussion um den Parameter „Intensive Bewei-
dung“ wurde, wie auch bei den anderen Weideparametern, 
die Kontrolldefinition basierend auf GVE/ha kritisiert. Die 
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Zahlenkontrolle ist mit sehr hohem Aufwand durchführbar. 
Befürchtet wird, dass die Feststellung dieser Vorgabe zu 
einer Zahl führt, die letztendlich nicht gerichtsfest ist.

• Eine Differenzierung der Maßnahmen erhöht den Kontrol-
laufwand erheblich, da die verschiedenen Varianten unter-
schieden werden müssen.

• Wichtig: Ein Nachweis über die HIT reicht aus Sicht der 
Befragten als Nachweis nicht aus. Die Tiere müssen gezählt 
werden, wenn eine Besatzdichte Teil der Auflage ist.

• Aus Sicht der Befragten sind Vorgaben zum Besatz nur auf 
Ebene des Betriebszweiges/Betriebes sinnvoll zu kontrol-
lieren. Fraglich ist hier, wie ein Nachweis definiert wird. 
Dies ist ebenso wie die Standweide schwierig zu kontrollie-
ren. Ebenso ist nicht klar, wie damit umgegangen wird, 
wenn zwischendurch die Tiere kurzfristig abgetrieben wer-
den. 
Dies ist ebenso wie die Standweide schwierig zu kontrollie-
ren. Ebenso ist nicht klar, wie damit umgegangen wird, 
wenn zwischendurch die Tiere kurzfristig abgetrieben wer-
den.

406 Brache
• Die Definition einer landwirtschaftlichen Mindesttätigkeit 

wird von den Bundesländern als notwendig empfunden.

407 Teilflächen mit ungenutzten Bereichen bis zu 10 % des 
Schlages/408 Altgras- oder Saumstreifen
• Parameter 408: Nach Angabe der meisten befragten Verwal-

tungen sollten Streifen eingezeichnet werden. Wenn für 
diese Verwaltungen nicht klar ist, wie die Grünlandfläche 
vom Streifen abgrenzbar ist, ist der Parameter nicht verwalt-
bar. Erfahrungswert der Länder ist bisher schon: Wenn der 
Streifen bei Kontrolle nicht erkennbar ist, weil er nicht ge-
pflegt etc. ist, wird dieser rausgemessen. Die meisten be-
fragten Verwaltungen befürchten, dass ohne Einzeichnung 
dies nochmal verstärkt auftritt. Vorgeschlagene alternative 
Möglichkeit: Gebot, dass der Streifen nicht am Rand der 
Fläche sein darf. Aus Sicht der Befragten war es unklar, 
warum für diesen Parameter kein Mindestanteil festgelegt 
wurde.

• Auch in den Bundesländern, in denen die Streifen nicht 
eingezeichnet werden müssen, dürfen diese nicht am Rand 
der Fläche liegen.

• In Baden-Württemberg sind Blühstreifen auf bis zu 20 % 
der Schlagfläche zugelassen. Es muss nur angegeben wer-
den, dass sich der Streifen auf der Fläche befindet. Eine 
genaue Markierung erfolgt nicht. Altgrasstreifen gibt es nur 
in der Landschaftspflegerichtlinie. Dort muss angegeben 
werden, wo sich diese befinden.

• Brandenburg bietet diese Maßnahmen nicht an. 

419/423/424/425/426/Mahd-Termine
• Schnitttermine sind im Augenblick sehr schwierig zu kont-

rollieren. Bei Höhenunterschieden innerhalb eines Bundes-
landes ist ein einzelner Schnitttermin ungünstig. Sentinel 
sollte hier eine deutliche Verbesserung darstellen. Die Nut-
zung von Sentinel ist aber nur für Flächen > 0,5 ha sicher 
möglich.

• Bundesländer mit kleinen Flächenstrukturen haben häufig 
Schläge, die kaum größer als die Mindestschlaggröße 
(0,1 ha) sind. Eine Nutzung von Fernerkundungsdaten ist 
bei dieser Flächengröße nicht möglich. Die notwendige In-
augenscheinnahme auf diesen Flächen wird von einzelnen 
Bundesländern als zu kostspielig eingeschätzt.

• Eine Differenzierung der Schnitttermine nach Phänologie 
ist schwierig. Bei Betrieben, die Flächen in zwei oder mehr 
klimatisch unterschiedlich eingestuften Gebieten haben, 

müssten dann unterschiedliche Stichtage/Regelungen für 
die Prämienbemessung zugrunde gelegt werden.

• In Baden-Württemberg erfolgt die Kontrolle eines Messer-
balkenschnitts primär durch die Kontrolle der im Betrieb 
vorhandenen Landtechnik (Hinweis: Die Maßnahme wird 
auf rund 700 ha artenreichem Grünland umgesetzt).

4.5 Sonderkulturen
501 Blühstreifen/Nützlingsstreifen
• Mischungen sind tendenziell schwer im Feld kontrollierbar 

und ein Grund für viele Verstöße (falsche oder evtl. zusätz-
liche Arten, Arten laufen nicht auf). Ein Nachweis kann am 
einfachsten über den Nachweis der Verwendung von zertifi-
ziertem Saatgut erfolgen. In Bezug auf Sonderkulturen 
wurde dies nicht weiter spezifiziert.

503 Alternierende Bewirtschaftung der Fahrgassen
• Eine Einschätzung der Parameter kann erst vorgenommen 

werden, wenn ein Intervall definiert ist. Wie häufig darf die 
Bewirtschaftung erfolgen? Jede Woche? Was ist dann ge-
wonnen? Die Befragten hatten dazu wenig Erfahrung.

4.6 Nährstoffbilanzen
601/602 Hoftorbilanz
• Ergänzende Einschätzung der AutorInnen zum Hintergrund 

des Parameters: Zunächst stellt sich die Frage, wie viele 
Betriebe die für die Kontrolle der Prämie notwendigen 
Nachweise jetzt schon vorhalten beziehungsweise wie hoch 
die Anreize im Rahmen einer Gemeinwohlprämie maximal 
sein dürften, ohne dass Anreize entstehen, lediglich saubere 
„Papierbilanzen“ zu führen. Hierzu ist der Exkurs notwen-
dig, um ein Verständnis dafür zu erhalten, welche finanziel-
len Anreize es für den landwirtschaftlichen Betrieb gibt, 
eine Hoftorbilanz akkurat durchzuführen. Ein wesentlicher 
Baustein der Hoftorbilanzen sind Daten, die für die Buch-
führung beziehungsweise den Jahresabschluss erhoben 
werden. Aufbewahrt werden vor allem Belege, die für das 
umsatzsteuerliche Regelverfahren benötigt werden (optie-
rende Betriebe). Nach § 24 UStG ist jedoch zunächst der 
Pauschalsteuersatz das gesetzlich vorgesehene Verfahren 
für landwirtschaftliche Betriebe. Dabei verkaufen die Be-
triebe ihre Waren nicht mit den üblichen 19 % beziehungs-
weise 7 % Umsatzsteuer, sondern schlagen auf den Netto-
preis einen pauschalen Umsatzsteuersatz auf. Die dabei 
eingenommene Umsatzsteuer braucht nicht an das Finanz-
amt abgeführt zu werden, sondern wird von den Betrieben 
einbehalten. Damit können pauschalierende landwirtschaft-
liche Betriebe auch weitgehend auf den sonst mit der Um-
satzsteuer verbundenen Buchführungs- und Verwaltungs-
aufwand einschließlich Umsatzsteuervoranmeldungen und 
-erklärungen verzichten. Basierend auf der Agrarstrukturer-
hebung 2016 optierten 34 % aller Betriebe, die 56 % der LF 
bewirtschaften, für das Regelverfahren (BMEL, 2017 S. 
35). Insbesondere bei den pauschalierenden Betrieben muss 
bei der Ausgestaltung einer Prämie darauf geachtet werden, 
dass die Prämie keinen Anreiz bietet, auf die Erfassung der 
Kosten des Erwerbes von Mineraldüngern (zum Beispiel im 
Rahmen der steuerlichen Buchführung) zu verzichten. Ein 
Verzicht der Erfassung führt zwar zu einer höheren Einkom-
menssteuer, da steuermindernde Kosten nicht angesetzt 
werden, ist aber sonst steuerrechtlich unschädlich. Bei ei-
nem Grenzsteuersatz in der Größenordnung von 20 bis 30 % 
und Nährstoffkosten in der Größenordnung von 1 € je kg 
Stickstoff (N) oder Phosphor (P) bedeutet dies, dass ein kg 
Nährstoff maximal mit einer Gemeinwohlprämie von 0,2 
bis 0,3 € bewertet werden sollte. Dies wäre jedoch nur der 
Fall, wenn man unterstellen würde, dass ein Landwirt die 
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Düngerzufuhr in der Nährstoffbilanzierung regelwidrig zu 
gering berechnen würde, um mehr an Gemeinwohlprämie 
einzunehmen, als er zusätzlich an Einkommenssteuer zah-
len muss. Von einer Prämie in der aufgezeigten Größenord-
nung dürfte nach Ansicht der Autoren kaum eine Steue-
rungswirkung ausgehen (siehe Tabelle 1). Eine höhere 
Honorierung ist erst dann zielführend, wenn - analog zur 
Abgabe von Wirtschaftsdünger - auch für Mineraldünger 
und Futtermittel jede Lieferung vonseiten der Lieferanten 
und Empfänger zentral dokumentiert werden muss und die 
Kontrollbehörden entsprechende Prüfrechte auch bei den 
Lieferanten haben. Dazu ist eine Änderung des Fachrechtes 
notwendig.

Einschätzung der Verwaltungen auf dem Sachstand der Dünge-
verordnung (DüV) im Frühjahr 2019:

• Für die Bundesländer ist methodisch hier noch sehr viel 
unklar. Nach Einschätzung der Interviewten ist die Bilanz 
nicht sicher prüfbar und sehr heikel, da Buchführungsdaten 
oft zu ungenau (inakkurat) sind und viele Betriebe, obwohl 
buchführungspflichtig, nicht unbedingt verpflichtet sind, 
entsprechende Belege vorzuhalten. Eine reine Dokumen-
tenprüfung wird von einigen Verwaltungen kritisch gese-
hen, da kein Realitätsabgleich möglich ist.

• Ebenfalls kritisch bewertet wird von allen befragten Ver-
waltungen die Einjährigkeit des Parameters im Bereich 
Düngung. Es wird ein erhebliches Potenzial für Mitnahme-
effekte gesehen. Die Folge könnte ein jährlicher (regelmä-
ßiger) Wechsel von Düngung und Verzicht sein, durch den 
kein Umwelteffekt entsteht. Für die Bilanzierung des - für 
Mitnahmeeffekte besonders anfälligen - Phosphors sieht die 
Gemeinwohlprämie einen Mittelwert von drei Bewirtschaf-
tungsjahren vor. Dies mindert den Effekt einer wechselnden 
Düngung ab, erhöht aber den Dokumentationsaufwand für 
die Landwirte und den Prüfaufwand für die Behörden. Dies 
gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass Pachtverträge 
für Ackerland oft nur noch mit sehr kurzen Laufzeiten abge-
schlossen werden. Somit ist nicht sichergestellt, dass ein 
Betrieb über den 3-Jahreszeitraum dieselben Flächen be-
wirtschaftet. Als Konsequenz ist die Bezugsbasis für die 
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Kalkulation der Phosphor-Bilanz nicht eindeutig. In Baden-
Württemberg nehmen ca. 100 Betriebe an einer Maßnahme 
teil, in deren Rahmen die Erstellung einer Hoftorbilanz ge-
fördert wird. Gezahlt werden max. 180 € pro Betrieb. Die 
Maßnahme dient dazu, die Betriebe mit dem Instrument 
vertraut zu machen. Es wird hier ein Selbst-Audit gefördert 
und es erfolgt keine Bewertung des Überschusses.

• Aus Sicht des BMEL sollten die Nährstoffbilanzen zukünf-
tig durch das Fachrecht geregelt werden.

AL 315, 319, 321/GL 410, 411, 414, 415/S 502 Verzicht Mine-
raldünger, Gülle/Gärreste + Festmist (mit/ohne PSM) auf 
Ackerfläche und Grünland
Diskutiert wurde hier insbesondere, ob man die Kontrolle sol-
cher Vorgaben flächenspezifisch handhaben kann, da dies bisher 
vor allem durch Aufzeichnungen in Form der Schlagkartei bei 
mehrjährigen Maßnahmen erfolgt ist. Bei mehrjährigen Maß-
nahmen besteht überdies die Möglichkeit, auf der Fläche einen 
Plausibilitätsabgleich vornehmen zu können, um zu prüfen, ob 
die entsprechenden Maßnahmen umgesetzt worden sind. Dies 
gilt unter der Voraussetzung, dass die Maßnahme schon mehrere 
Jahre umgesetzt wurde. In aller Regel führt die mehrjährige 
Umsetzung derartiger Maßnahmen zu einer Änderung in der 
Vegetationsstruktur und Zusammensetzung. Alle Länderverwal-
tungen haben hier an einjährigen Maßnahmen starke Zweifel 
und halten eine Verwaltung der Maßnahme nur auf der Ebene 
des Betriebs oder des Betriebszweigs für möglich.

• Eine Kontrolle müsste wie bei mehrjährigen Maßnahmen 
über die Schlagkartei erfolgen. Eine Unterscheidung der 
Düngungsarten ist bei einem einjährigen Kontrollzyklus 
sehr schwierig und damit nach Auskunft der Verwaltungen 
eigentlich nicht kontrollierbar. Im Augenblick lautet die 
Kontrollfrage meistens: Gibt es Anhaltspunkte für eine An-
wendung von Düngung oder PSM? Oder es wird geprüft, ob 
entsprechende Technik vorhanden ist beziehungsweise ent-
sprechende Mittel zugekauft wurden. Flächenspezifische 
chemische Analysen sind bisher nicht erfolgt. Bisher erfolgt 
die Kontrolle bei mehrjährigen Maßnahmen durch eine In-
augenscheinnahme über einzelne Kontrollfragen (zum Bei-
spiel bei ÖVF). Laut Auskunft der Verwaltungen sind hier 
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jedoch Verstöße kaum feststellbar. Sollten zukünftig chemi-
sche Analysen notwendig sein, halten die Bundesländer dies 
für nicht umsetzbar.

• Durch diese flächenspezifischen Parameter muss jeder 
Schlag noch einmal erneut speziell hinterlegt werden. Es 
entsteht eine Prüfmatrix, die laut den Verwaltungen sowohl 
für die Kontrolle als auch für den Sanktionsalgorithmus 
unüberschaubar wird. Verwaltungstechnisch einfacher 
durchzuführen ist eine Prüfung bei einjährigen Maßnahmen 
auf Betriebs- oder Betriebszweigeben. 

5 Schlussfolgerungen und Empfehlungen
Einzelne Parameter der Gemeinwohlprämie sollten so nachge-
schärft werden, dass die Effektivitätsverluste durch die Selbstse-
lektion der Fördermittelempfänger möglichst gering ausfallen. 
Da die angebotenen Maßnahmen auf Freiwilligkeit basieren, 
werden sie in der Regel nur dann umgesetzt, wenn die Förderhö-
he den ökonomischen Verlust, der mit der Umsetzung der Maß-
nahme verbunden ist, mindestens ausgleicht. Vor diesem Hinter-
grund eignen sich nur bestimmte Maßnahmen für eine 
Umsetzung im Rahmen von Instrumenten, die auf Freiwilligkeit 
beruhen (Dies gilt insbesondere dann, wenn man die Fördermaß-
nahme nur mit hohem administrativem Aufwand durchführen 
kann). Ist dies nicht möglich, ist mit großen Mitnahmeeffekten, 
die lediglich das Budget belasten, aber nicht maßgeblich zu einer 
verbesserten Umweltsituation beitragen, zu rechnen. Nicht jede 
Herausforderung, die die Gemeinwohlprämie im Verwaltungs-
system bewältigen muss, steht in einem Ursachenzusammen-
hang mit der Prämie. Oft sind diese Herausforderungen schon im 
bestehenden System vorhanden. Unsere Beurteilung der Ge-
meinwohlprämie-Parameter ist daher in die folgenden Bereiche 
eingeteilt: „Spezifische Herausforderungen der Gemeinwohl-
prämie“, „Herausforderungen im Kontext der GAP-Strategie-
planverordnung“ und „Allgemeine Verwaltungsherausforderun-
gen“.

5.1 Spezifische Herausforderungen der Gemeinwohlprämie
a) Verwendung von betrieblichen Schwellenwerten
Das System der Gemeinwohlprämie basiert auf einem mehrstu-
figen Punktesystem. Durch die Erfüllung bestimmter betriebli-
cher Schwellenwerte (Auslöseschwelle) für den Maßnahmen-
umfang kann der Betrieb zusätzliche Zahlungen je Hektar 
Betriebsfläche generieren. Alternativ zu der Nutzung von diffe-
renzierten betrieblichen Schwellenwerten könnte je Maßnah-
mentyp lediglich ein Schwellenwert (Mindestumfang) genutzt 
werden oder die Honorierung erfolgt je Hektar Maßnahmenflä-
che (proportionale Honorierung). Das System der „Auslöse-
schwellen“ kann im Vergleich zu dem System auf Basis einer 
proportionalen Honorierung beziehungsweise im Vergleich mit 
der Vorgabe fixer Mindestumfänge wie folgt bewertet werden:

• Honorierung bei Erfüllung eines Mindestumfangs/Einhal-
tung einer Obergrenze

Für die Verwendung einer Obergrenze (welche einem Mindest-
umfang gleichkommt) spricht ein einfacheres Prüfverfahren. Es 
muss „lediglich“ geprüft werden, ob die Betriebe oberhalb oder 
unterhalb der Obergrenze liegen. Die indikative Mittelzuwei-
sung im GAP-Strategieplan wird dadurch ebenfalls erleichtert.

• Honorierung auf Basis mehrerer Schwellenwerte
Ein nennenswertes Problem stellt die Mittelzuweisung auch für 
die mehrstufigen Auslöseschwellen der Gemeinwohlprämie 
nicht dar. Die Schwellenwerte werden jedoch Auswirkungen auf 
die notwendige Messgenauigkeit bei Kontrollen haben. Diese 
hängt stark von der Betriebsgröße ab (dies ist vor allem bei pro-
portionalen Schwellenwerten der Fall). Hier gilt, je kleiner der 
Betrieb ist, desto genauer muss bei den Betrieben gemessen 

werden, ob die angemeldeten Flächenverpflichtungen erfüllt 
werden. So entsprechen 5 % bei einer Betriebsgröße von 10 ha 
einer Fläche von 500 m2 und bei 1.000 ha Betriebsgröße einer 
Fläche von 50 ha. Allerdings dürfte dieser Aspekt im Vergleich 
zur Kontrolle von Auflagen zu Mindest- und Maximalgrößen 
von Streifenbreiten und Streifenabständen weniger ins Gewicht 
fallen.

Ein Vorteil eines Systems mit mehreren Auslöseschwellen im 
Gegensatz zu einem System mit einem fixen Mindestumfang/
einer fixen Obergrenze ist die Entstehung von marginalen An-
reizwirkungen für Umweltverbesserungen. Wird lediglich ein 
Mindestumfang vorgegeben, besteht für den Landwirt kein An-
reiz, mehr zu leisten. Bei Auslöseschwellen steigt die einzelbe-
triebliche Zahlung in Schritten mit dem vom Betrieb umgesetz-
ten Maßnahmenumfang (Punkteumfang). Dadurch geht von der 
DVL-Gemeinwohlprämie eine gewisse marginale Anreizwir-
kung aus. Allerdings gibt es bei Nutzung eines Systems mit 
Auslöseschwellen für landwirtschaftliche Betriebe keinen An-
reiz, in einer Stufe mehr zu tun, bevor er nicht die nächste 
Schwelle erreicht. Gerade bei flächenstarken Betrieben können 
diese Stufen sehr breit sein.7 Bei Anwendung der Gemeinwohl-
prämie dürfte die freie Festlegung der Zahlungshöhe gemäß 
Artikel 28 (6) a (COM (2018) 392 final) einfacher anwendbar 
sein als die Orientierung der Zahlungshöhe an den mit der Um-
setzung des jeweils gewählten Maßnahmenbündels verbunde-
nen Kosten (Art. 28 (6) b COM (2018) 392 final).

b) Honorierung des Parameters proportional zum umge-
setzten Umfang

Am besten lässt sich eine proportionale Anreizwirkung erzielen, 
wenn die Honorierung proportional zum Umfang der Maßnah-
menumsetzung erfolgt. Das heißt, für jeden Hektar Maßnahmen-
fläche erfolgt eine Förderung in Höhe eines festgelegten Betra-
ges. Um Sättigungseffekte abzubilden, kann man die 
Prämienhöhe je ha degressiv entsprechend der proportionalen 
Maßnahmenumsetzung gestalten (zum Beispiel 200 € je ha für 
die ersten 5 %, 150 € für die nächsten 5 % usw.). Bei einer Ent-
scheidung für ein Punktemodell mit variabler Höhe des monetä-
ren Punktwertes nimmt die administrative Herausforderung al-
lerdings zu. Ein solches Modell impliziert, dass man sich für 
eine Förderung nach Artikel 28 (6) a (COM (2018) 392 final) 
entscheidet, das heißt eine Pauschalzahlung mit einer möglichen 
Anreizkomponente.

5.2 Herausforderungen im Kontext der GAP-Strategieplan-
verordnung

a) Finanzausstattung und Finanzmanagement
Wiederholt wurde in den Verwaltungsbefragungen angespro-
chen, dass der durch die schwierig vorauszusehende Nachfrage 
nach den Parametern entstehende unterschiedliche Punktwert 
zwischen den Jahren der Verwaltung Probleme bereiten könnte. 
Diese Gestaltungsmöglichkeit („Schwankender Auszahlungsbe-
trag“) kann im Sinne des Art. 28 (COM (2018) 392 final) vorge-
sehen werden und dürfte somit rechtlich keine Schwierigkeiten 
bereiten. Vielmehr dürfte es sich eher um eine kommunikative 
Herausforderung handeln, gegenüber den Landwirten und Inter-
7  Vereinfachtes Beispiel: Es soll der Parameter Blühflächen/-

streifen gefördert werden und für jede 5 %-Parameterfläche 
generiert der Betrieb einen Punkt. Wie oben dargelegt, ent-
sprechen die 5 % bei einem 1 000 ha Betrieb 50 ha. In diesem 
Fall steht der Betriebsleiter vor der Wahl, ob er Blühflächen 
in einem Umfang von 0, 50, 100 oder einem entsprechenden 
Vielfachen von 50 ha (+Sicherheitspuffer) umsetzt. Flächen-
umfänge zwischen diesen Grenzwerten führen nicht zu einer 
Veränderung des Prämienvolumens und wären somit ledig-
lich mit Kosten für den Betrieb verbunden.
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essenverbänden zu begründen, warum die Höhe der Zahlung für 
dieselbe Maßnahme zwischen den Jahren schwankt. Daneben 
gibt es je nach gewähltem Umsetzungsmodell einen unter-
schiedlich hohen Begründungsaufwand der Verwaltungen ge-
genüber der Kommission. Erfolgt die Umsetzung auf Basis der 
Kostenorientierung, müsste streng genommen eine Begründung 
für unterschiedliche Zahlungshöhen in Abhängigkeit vom jewei-
ligen Jahr erfolgen. Erfolgt die Umsetzung auf Basis einer freien 
Kalkulation (Artikel 28 (6) a), ist keine weitere Begründung 
notwendig, soweit die Schwankung sich in den durch die Ver-
ordnung vorgegebenen Grenzen bewegt.

Eine Förderung nach Artikel 28 (6) a könnte aber im Rahmen der 
verwaltungstechnischen Abwicklung herausfordernd sein, wenn 
auf eine Fläche mit Eco-Schemes noch AUKM aufgesattelt wer-
den. Da die Anreizwirkung, die für die Eco-Schemes gewährt 
wird, bei der Kalkulation der AUKM-Prämien berücksichtigt 
werden muss, wäre hier im Extremfall eine jährliche Anpassung 
der Förderhöhen für die AUKM in der Zweiten Säule notwendig. 
Pauschale jahresunabhängige Korrekturfaktoren könnten nicht 
wie in der gegenwärtigen Förderperiode bei der Abgrenzung von 
Greening und AUKM genutzt werden, sondern die Höhe der 
Kürzung müsste den jahresspezifischen Punktwert berücksichti-
gen. In der gegenwärtigen Förderperiode werden beispielsweise 
die AUKM-Prämien pauschal gekürzt, wenn Flächen, auf denen 
AUKM (zum Beispiel Blühflächen, artenreiche Fruchtfolge) 
umgesetzt werden, auch gleichzeitig die Greening-Verpflichtun-
gen (zum Beispiel ökologische Vorrangflächen) erfüllen. Dies 
erschwert das Finanzmanagement in der Zweiten Säule weiter.

Auch ein Umsetzungssystem auf Basis von Schwellenwerten 
beziehungsweise fixen Grenzwerten erschwert das Finanzma-
nagement in der Zweiten Säule, da die Attraktivität des Paketes 
AUKM + Eco-Schemes wesentlich von der Höhe der Zahlungen 
für Eco-Schemes abhängt. Ferner existiert eine marginale An-
reizwirkung zur Ausweitung der AUKM-Fläche lediglich in der 
Größenordnung der verbleibenden AUKM-Prämie je Hektar, 
solange keine Stufe in den Eco-Schemes übersprungen wird.

Diese genannten Probleme können nur dann gelöst werden, 
wenn entweder a) Eco-Schemes und AUKM nicht gleichzeitig 
auf denselben Flächen umgesetzt werden können oder b) die 
Förderung im Rahmen der Eco-Schemes proportional zum Flä-
chenumfang erfolgt oder c) es verschiedene Förderhöhen für 
eine AUKM gibt, deren Höhen in Abhängigkeit von der Hono-
rierung der Fläche in den Eco-Schemes festgelegt sind.

Vor diesem Hintergrund und den im vorherigen Abschnitt darge-
stellten Überlegungen regen wir an kritisch zu prüfen, ob die 
Honorierung auf Basis von Auslöseschwellen als wesentliches 
Gestaltungselement der Gemeinwohlprämie bei allen Parame-
tern beibehalten werden soll. Dies betrifft insbesondere Parame-
ter, die bestimmte Formen der Einzelflächenbewirtschaftung 
honorieren (zum Beispiel blühende Ackerkulturen, Brachen, 
Blühflächen). Hier ist unseres Erachtens eine proportionale Ho-
norierung des Parameters zielführender. Der Aufwand für die 
indikative Mittelzuweisung und das Finanzmanagement ist am 
geringsten, wenn die Steuerung lediglich über die Vorgabe eines 
festen Mindestumfanges erfolgt (vgl. Ausführungen zur „Ver-
wendung von Schwellenwerten“). Der Aufwand wird deutlich 
höher, wenn die Steuerung der Inanspruchnahme über mehrere 
Schwellenwerte, wie im System der Gemeinwohlprämie vorge-
schlagen, oder über eine Honorierung je ha Maßnahmenfläche 
erfolgt. Ursächlich ist hier die Anforderung im Kommissions-
vorschlag, die für jede differenzierte Implementierung von 
AUKM und Eco-Schemes unterschiedliche Begründungen er-
fordert.

Je mehr Parameter in den Eco-Schemes vorhanden sind, desto 
schwieriger wird es, die 30 %Budgetvorgabe für die Umwelt- 
und Klimaziele in der Zweiten Säule zu erreichen. Eine Errei-
chung der Vorgabe ist zwar prinzipiell möglich. Auf Basis der 
Planzahlen für die ELER-Maßnahmen in der jetzigen Förderpe-
riode hätten jedoch, wenn die Ausgleichszulage und der Öko-
landbau nicht mehr angerechnet würden, lediglich fünf Bundes-
länder die Verpflichtung weiterhin erfüllt. Die anderen 
Bundesländer verfehlten die 30 % Budgetvorgabe um wenige 
Prozentpunkte.8 Würden hingegen relativ viele Parameter über 
die Eco-Schemes honoriert, wie im Fall der Gemeinwohlprämie 
vorgesehen, würden in den Bundesländern mit den verbleiben-
den Maßnahmen (und Förderhöhen) nur um die 10 % des jetzi-
gen ELER-Budgets für Maßnahmen mit Umweltbezug veraus-
gabt. Dieser Anteil kann noch weiter schrumpfen, da bei 
bestimmten Maßnahmen, die nicht vollständig über die Eco-
Schemes abgewickelt werden können, die Fördersätze tendenzi-
ell reduziert werden müssten, da ein Teil der Auflagen über die 
Eco-Schemes abgedeckt würde. Beispielhaft wird es zu Redu-
zierungen der Förderung in der Zweiten Säule kommen, wenn 
Grünlandparameter in den Eco-Schemes (zum Beispiel 408: 
Altgras- Saumstreifen) und gleichzeitig auf derselben Fläche 
hochwertige AUKM (zum Beispiel Handmahd von Steillagen-
flächen) über die Zweite Säule angeboten werden.

Die Lücke zum Mindestbudgetanteil kann teilweise durch eine 
Erhöhung der Fördersätze und damit auch verbundene höhere 
Umsetzungsraten geschlossen werden. Sollte dies nicht ausrei-
chen, ist zu bedenken, dass insbesondere gezielte und spezifi-
sche Maßnahmen in größerem Umfang implementiert werden 
müssen. Diese spezifischen Maßnahmen sind in der Regel mit 
einem höheren Personalaufwand für die Verwaltung verbunden 
und der Mittelabfluss ist schwieriger zu planen. Das Argument 
ist aus Sicht der Verwaltung berechtigt, aber vor dem Hinter-
grund, dass mehr Mittel zur Adressierung von Agrar-Umwelt-
Belangen notwendig sind, ist es politisch nicht stichhaltig.9

b)  Monitoring und Evaluierung nach Art. 88 ff. COM(2018) 
392 final

Eine entscheidende Hürde für die Umsetzung von Gemeinwohl-
prämie-Parameter in den Eco-Schemes im Kontext der GAP-
Strategiepläne sind die Vorgaben zum Monitoring und zur 
Evaluierung der GAP, die möglicherweise einen hohen Verwal-
tungsaufwand bei der Umsetzung einer Gemeinwohlprämie 
verursachen können. Legt man die Vorgabe in Artikel 88 COM 
(2018) 392 final eng aus, so müsste für jede mögliche Prämien-
höhe getrennt der entsprechende Outputindikator ex-ante abge-
schätzt beziehungsweise berichtet werden. Entgegen erster An-
nahmen ist davon auszugehen, dass die Schätzung zukünftig 
„nur“ für förderfähige Flächen vorgenommen werden muss. 
Sollte die Gemeinwohlprämie jedoch sehr differenziert aufge-
baut werden und auf einer einzigen förderfähigen Fläche mehre-
re Parameter zur Anwendung kommen, schätzen wir den Ver-
waltungsaufwand weiterhin als hoch ein. Zudem müssten die 
Zielvorgaben so angepasst werden, dass auch Punktwerte als 
Outputindikatoren angesehen werden können oder zumindest als 
Basis für Outputindikatoren genutzt werden können. In Bezug 
auf die Ergebnisindikatoren kann die differenzierte Ausgestal-
tung einer Gemeinwohlprämie ebenso zu erheblichen Heraus-
forderungen führen. Sollte sich diese Interpretation durchsetzen, 
wäre der Aufwand aufseiten der Verwaltung eine Gemeinwohl-
prämie in ihrer jetzigen Differenzierung zu steuern, möglicher-
8   Ausnahme ist Hessen mit den meisten programmierten Agrar-

umweltmaßnahmen außerhalb des ELER.
9  WBAE (2019); Zur effektiven Gestaltung der Agrarumwelt- 

und Klimaschutzpolitik im Rahmen der Gemeinsamen Agrar-
politik der EU nach 2020.
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weise prohibitiv hoch. Das vorgeschlagene Monitoring und 
Evaluierungssystem ist aber ein grundsätzliches Problem für 
jede ambitioniert und differenziert ausgestalte Agrarumweltpoli-
tik (WBAE, 2019).

c) Konkurrierende Gesetzgebung
Hypothetisch könnte ein von den Bundesländern angestrebtes 
beziehungsweise angedrohtes Normenkontrollverfahren die 
Umsetzung der GAP erheblich verzögern. Dieses Verfahren ist 
unseres Erachtens eher ein politisches Druckmittel und weniger 
eine reale Gefahr. Wir gehen davon aus, dass es kein Bundesland 
riskieren wird, dass aus Gründen von Kompetenzstreitigkeiten 
zwischen Bund und Bundesländer die Zahlungen an die Land-
wirte verspätet erfolgen. Weiterhin gibt es Bedenken seitens der 
Landwirtschaft, dass Eco-Schemes als einjährige Maßnahmen 
im Rahmen von Änderungen des Strategieplanes jährlich ange-
passt werden können. Dies kann sowohl die inhaltliche Ausge-
staltung als auch die Förderhöhe betreffen. Im Extremfall wer-
den Maßnahmen gestrichen. Somit wären Eco-Schemes aus 
Sicht der Landwirte mit einer geringeren Planungssicherheit 
verbunden als Zahlungen der Zweiten Säule. Jedoch sind die 
Abstimmungsprozesse zwischen Bund und Bundesländern der-
art komplex und mit Gesetzesänderungen verbunden, dass mit 
kurzfristigen Anpassungen eher nicht zu rechnen ist.

d) Regionale Umverteilung von Mitteln
Erschwerend kommt hinzu, dass für einen Einsatz als einjährige 
Maßnahme innerhalb der Eco-Schemes die Parameter der Ge-
meinwohlprämie möglichst für die landwirtschaftlichen Betrie-
be in allen Bundesländern attraktiv sein sollten, damit sie poli-
tisch mehrheitsfähig sind. Aus Sicht der Bundesländer sollten 
die Eco-Schemes im Allgemeinen - und die Gemeinwohlprämie 
im Besonderen - nicht zu einer nennenswerten Verschiebung der 
Mittel der Ersten Säule zwischen den Bundesländern führen. 
Diese Nebenbedingung stellt eine Herausforderung für jegliche 
zielorientierte Gestaltung der Eco-Schemes dar. Wählt man ein 
System, bei dem die Betriebe über den Umfang der Maßnahme-
numsetzung frei entscheiden können, wird sich der Umfang der 
Maßnahmenumsetzung bei einer bundeseinheitlichen Prämie in 
Abhängigkeit von den Opportunitätskosten unterscheiden. In 
der Konsequenz wird es zu einer regionalen Umverteilung der 
Zahlungen kommen. Dieser Umverteilung kann man nur entge-
genwirken, wenn man die Prämienhöhe entsprechend standörtli-
cher Parameter differenziert. Unterbleibt diese Differenzierung, 
werden sich einzelne Bundesländer „benachteiligt“ fühlen, da 
„ihre“ landwirtschaftlichen Betriebe möglicherweise nicht im 
gleichen Maße die Möglichkeit haben, Einkommen mit den Eco-
Schemes zu generieren, wie die Betriebe in benachbarten Bun-
desländern. Die dargelegte Diskussion ist ausschließlich eine 
politische. Eine effiziente Agrar-Umwelt-Politik, die sich an der 
Größe der Herausforderungen im Politikfeld orientiert und die 
regional unterschiedlichen Opportunitätskosten zur Überwin-
dung dieser Herausforderungen berücksichtigt, wird nahezu 
unvermeidlich zu einer deutlichen regionalen Umverteilung der 
Finanzmittel führen.

5.3 Allgemeine Verwaltungsherausforderungen
a) Der Übergang von Einzelgenehmigungen und Einzelprü-

fungen zu Massenverfahren
Ein offener Punkt für alle Maßnahmenangebote, die auch von 
dem bestehenden Agrarverwaltungssystem verwaltet werden, 
ist, inwieweit der technische Fortschritt eine hinreichende Kon-
trolle ohne Inaugenscheinnahme zulässt. Hierzu zählen die 
Möglichkeiten im Bereich der Fernerkundung, zum Beispiel 
Schnittzeitpunkte und Nutzungsruhen zu kontrollieren, aber 
auch die Kontrolle einer Eigendokumentation über zentrale Da-
tenbanken. Bisher erfolgt diese Eigendokumentation zum Bei-

spiel für Weidetagebücher, über die Verwendung von entspre-
chendem Saatgut, Nutzungen beziehungsweise Nicht-Nutzungen 
über entsprechende betriebliche Aufzeichnungen (Schlag- und 
Nährstoffkarteien). Diese werden aber nicht in zentralen Daten-
banken hinterlegt und sind somit nicht (halb-)automatisch prüf-
bar.

In diesem Zusammenhang erneut nachgeschärft werden müssen 
die Parameter „Bodenbedeckung über Winter“ (303) und „unbe-
arbeitete Getreidestoppeläcker“ (311) sowie die Parameter „Bra-
che mit Selbstbegrünung“ (312) und „blühende Ackerkulturen“ 
(323). Die Parameter 303 und 311 lassen sich selbst bei Inaugen-
scheinnahme nur schwierig voneinander differenzieren und 
werden in der vorliegenden Form eine Herausforderung für die 
Verwaltung bei der Abwicklung. Der Parameter 323 bedarf einer 
genaueren Definition und einer Abgrenzung zu dem Parameter 
„Blühstreifen“ (313). Insbesondere bei inhaltlich qualifizierten 
kleinflächigen Maßnahmen, zum Beispiel Blühstreifen, ist im 
Augenblick nicht abschließend geklärt, wie diese in einem Mas-
senverfahren ohne Inaugenscheinnahme kontrolliert werden 
können.

Basierend auf den Ergebnissen der Verwaltungsbefragung sind 
daher vor allem Parameter geeignet, die bereits jetzt über die 
Maßnahmenanmeldung der Ersten Säule erfolgen können. 
Dies sind die Parameter der Nutzungstypen (101-105), der 
Parameter „Sommergetreide“ (310) sowie mit Einschränkung 
die Parameter zu den Landschaftselementen (201-202). Vom 
DVL wurde beim Parameter 202 und ebenso bei den Ackerpa-
rametern „Kulturartendiversität“ und „Schlaggrößenstruktur“ 
(301-302) die Anzahl der Schläge/Kulturen oder ein arithmeti-
sches Mittel als Förderungseinheit für die Gemeinwohlprämie 
vorgeschlagen. Wir sind der Meinung, dass diese Parametrisie-
rung erneut unter der Perspektive Wirkung der Maßnahme, 
Akzeptanz im Sektor und Nachvollziehbarkeit diskutiert wer-
den sollte.

Im Bereich der Grünlandmaßnahmen ist es noch schwieriger 
Parameter auszuwählen, die allen Betrieben eine realistische 
Teilnahmeoption bieten und zumindest auf Teilflächen jedes 
Betriebes umsetzbar sind. Soll die Förderung weder an Stand-
ortmerkmalen noch an Kulissen hängen und nicht den Be-
triebszweig insgesamt betreffen, verbleiben „lediglich“ Optio-
nen, die eine extensive Bewirtschaftung einzelner Flächen 
fördern, wie zum Beispiel Weideprämien, Flächen mit Schnitt-
zeitpunktauflagen oder Flächen mit Altgrasstreifen. Der Ver-
waltungsaufwand ist für die Abwicklung der Parameter in 
diesem Bereich jedoch hoch. Die Parameter zur Weidehaltung 
(402-405) sind nach Einschätzung der meisten befragten Ver-
waltungen nur schwer zu kontrollieren und die Dokumentation 
ist sehr fehleranfällig. Als alternativer Nachweis wird nur die 
Kontrolle einer Beweidung durch eine Inaugenscheinnahme 
genannt. Die vorgeschlagenen Schnittzeitpunktauflagen sind je 
nach Region sehr unterschiedlich und sollten nachgeschärft 
werden. Für den Parameter „Altgrasstreifen“ (408) sollte klarer 
herausgearbeitet werden, wie dieser aus Verwaltungsperspekti-
ve von der Grünlandfläche differenziert wird. Unserer Mei-
nung nach sollte geprüft werden, inwieweit der Ansatz der 
Gemeinwohlprämie im Bereich des Grünlandes um betriebs-
zweigbezogene beziehungsweise kulissenbezogene Ansätze 
(zum Beispiel Bewirtschaftung von FFH-Lebensraumtypen, 
gesetzlich geschützten Biotopen) ergänzt beziehungsweise er-
weitert werden kann. Für eine funktionierende Zielsteuerung 
und die Gewährleistung eines hinreichend effizienten Mitte-
leinsatzes ist der Einsatz von Kulissen aus unserer Perspektive 
- trotz des damit verbundenen Mehraufwandes für die Verwal-
tung - durchaus sinnvoll.
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b) Verzicht auf chemische Maßnahmen und Mineraldünger, 
Gülle und Gärreste

Im Entwurf der Gemeinwohlprämie war - zum Zeitpunkt der Befra-
gung im Winter 2018/2019 - ebenfalls vorgesehen, sowohl für Acker-
land-, Grünland- und Sonderkulturflächen jeweils Parameter zum 
Verzicht auf chemische Maßnahmen und Mineraldünger, Gülle und 
Gärreste sowie zum Verzicht auf Pflanzenschutzmittel einzubrin-
gen.10 Von den befragten Verwaltungen wurde eine flächenspezifi-
sche Kontrolle dieser einjährigen Parameter intensiv diskutiert. Zwar 
können wie bei mehrjährigen Maßnahmen die Aufzeichnungen in 
Form der Schlagkartei kontrolliert werden. Allerdings ist eine Plausi-
bilisierung dieser Daten mit Hilfe einer Inaugenscheinnahme im Feld 
nicht oder nur sehr eingeschränkt möglich, weil entsprechende indi-
kative Änderungen in der Vegetationsstruktur und -zusammenset-
zung meist erst nach einem mehrjährigen Verzicht auf diese Betriebs-
mittel zu beobachten sind. Die einjährigen Parameter wurden 
lediglich auf Betriebs- oder Betriebszweigebene als umsetzbar einge-
schätzt. Diese Einschätzung wird von den Autoren geteilt.
10 Für einen aktuellen Stand über die Parameter der Gemein-

wohlprämie siehe DVL (2020).

c) Hoftorbilanz
Der vorgeschlagene Parameter der Hoftorbilanz (601-602) 
wird als Anreizparameter einer Gemeinwohlprämie von den 
Verwaltungen als kaum umsetzbar eingeschätzt. Die ist je-
doch ebenfalls weniger ein spezielles Problem der Gemein-
wohlprämie, sondern stellt vielmehr eine grundsätzliche He-
rausforderung an die Agrarverwaltung dar. Die benötigten 
Belege zur Prüfung der Bilanzen liegen bei den Betrieben 
nicht notwendigerweise in aufbereiteter Form vor und es wer-
den durch den Parameter evtl. erhebliche Anreize geschaffen, 
kreativ mit der Erfassung von Belegen umzugehen. Die För-
derung der Teilnahme an Audit- und Beratungssystemen und 
eine klare ordnungsrechtliche Regulierung werden von uns 
als zielführender erachtet. Unserer Ansicht nach ist eine Ho-
norierung möglich, aber nur, wenn klare Dokumentations-
pflichten für alle Inverkehrbringer von Nährstoffen gelten 
(inkl. Futtermittel) und die Behörden entsprechende 
Prüfrechte auf allen Seiten (unter anderem Landwirte, Han-
del, Produzenten) haben. Am besten sollte dies über eine 
zentrale Datenbank erfolgen.
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Abkürzungsverzeichnis 
 

AUKM  Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen 

BfN  Bundesamt für Naturschutz 

BMEL  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 

BMU  Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 

CAP Common Agricultural Policy 

CC  Cross-Compliance 

DÜV  Düngeverordnung 

DVL  Deutscher Verband für Landschaftspflege e. V. 

DZ  Direktzahlungen 

ELER  Europäischer Landwirtschaftsfond für die Entwicklung des ländlichen Raumes 

EU  Europäische Union 

FAKT Förderung für Agrarumwelt, Klimaschutz und Tierwohl 

GAP  Gemeinsame Agrarpolitik 

GLÖZ Standards zur Erhaltung landwirtschaftlicher Flächen in "gutem landwirtschaftli-

chen und ökologischen Zustand" 

GVE Großvieheinheiten 

GWP  Gemeinwohlprämie 

ha  Hektar 

HIT Herkunfts- und Informationssystem für Tiere 

IACS  Integrated Administration and Control System 

InVeKoS  Integriertes Verwaltungs- und Kontrollsystem 

LE  Landschaftselemente 

LF Landwirtschaftliche Fläche 

LN  Landwirtschaftliche Nutzfläche 

N  Anzahl 

ÖL Ökologischer Landbau 

ÖVF  Ökologische Vorrangfläche 

PSM  Pflanzenschutzmittel 

SAT Satelliten 

VNS Vertragsnaturschutz 

VOK Vorortkontrolle 

WBAE Wissenschaftlicher Beirat für Agrarpolitik, Ernährung und gesundheitlichen 

Verbraucherschutz 

 

 

 


